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Redaktion Harz 42/43.

Das rbeitskammergeſetz.
Der aus den Lügenwahlen des Jahres 1907 hervorgegangene

Reichstag hat bisher zwar dem Volke neue und ungeheuerlich
hohe Laſten auferlegt, aber kein einziges neues ſozialpolitiſches
Geſetz für die Arbeiter geſchaffen. Die ſogenannte kleine Ge
werbenovelle war nur die formelle Erledigung eines lange zu
vor zuſtandegekommenen internationalen Abkommens und hat
auch keine weſentliche Bedeutung. Aber es liegen dem Reichs
tage nun noch drei ſozialpolitiſche Geſetzentwürfe vor: das Ar
veitskammergeſetz, das Heimarbeitergeſetz und die Reichsver
ſicherungsordnung. Von dieſen Vorlagen iſt das Arbeits
kammergeſetz, nachdem es durch den Schluß des Reichstags im
vorigen Jahre ſchon einmal unter den Tiſch gefallen war, nun
endlich in der Kommiſſionsberatung erledigt, der Bericht iſt
kürzlich erſchienen, und man kann daher annehmen, daß es zu
den erſten Beratungsgegenſtänden gehören wird, die der Reichs
tag bei ſeinem Wiederzuſammentritt im Herbſte vornimmt. Die
Verabſchiedung der Vorlage im nächſten Winter durch das
Plenum des Reichstags iſt alſo ſicher. Aber ob der Entwurf
überhaupt Geſetz werden wird, iſt eine andere Frage. Denn die
Regierung hat zu den weſentlichſten Neuerungen, d. h. Ver-
beſſerungen, welche die Kommiſſion vorgenommen hat, ſich ſtrikte
ablehnend verhalten. Und wenn dieſe Verbeſſerungen wieder
beſeitigt werden, iſt es ſehr fraglich, ob ſich dann eine Mehrheit
für den Entwurf im Reichstage finden wird. Denn die
Körperſchaften der Unternehmer haben ſich meiſtens überhaupt
ablehnend gegen die Arbeitskammern geäußert, und an einem
Geſetz, das nur ein Meſſer ohne Klinge darſtellt, haben die Ar
beiter auch nicht das geringſte Jntereſſe, zumal ſie der Meinung
ſind, daß gute Gewerkſchaftsorganiſationen zugleich die beſten
Arbeiterkammern ſind, deren ſie bedürfen.

Die Kommiſſion hat die Grundlagen und Aufgaben der
Arbeitskammern im Prinzip ſo gelaſſen, wie ſie der Regte-

rungsentwurf feſtgelegt hatte. Für die Arbeitgeber und Arbeit-
nehmer eines Gewerbezweiges oder mehrerer verwandten Ge-
merbezweige ſollen auf ſachlicher Grundlage, ſoweit nach dem
Stande der gewerblichen Entwicklung ein Bedürfnis beſteht,
Arbeitskammern errichtet werden, die berufen ſind, den gewerb-
lichen Frieden zu wahren und die gemeinſamen gewerblichen
und wirtſchaftlichen Jntereſſen der Arbeitgeber und Arbeit-
nehmer wahrzunehmen. Zu den Aufgaben der Arbeitskammern
ſollen gehören: ein gedeihliches Verhältnis zwiſchen Arbeit-
gebern und Arbeitnehmern zu fördern, die Staats und Ge-
meindebehörden in der Förderung der gemeinſamen Jntereſſen
der Arbeiter und Unternehmer durch Gutachten zu unterſtützen,
Wünſche zu beraten, Erhebungen vorzunehmen, beim Abſchluß
von Tarifverträgen mitzuwirken und die Einrichtung von Ar-
beitsnachweiſen zu fördern. An dieſen Beſtimmungen hat die
Kommiſſion nur die Aenderung vorgenommen, daß ſie es auch
als Aufgabe der Arbeitskammern bezeichnete, „in der Haus-
in duſtrie die Vereinbarung und Regelung der Lohn-
ſätze zu fördern“. Dieſe Neuerung iſt von Wert, aber eine
hohe Bedeutung kann ſie deshalb nicht erlangen, weil die
Heimarbeiter zum größten Teil leider nicht organiſiert ſind und
keine Macht befteht, die Unternehmer zur Anerkennung be
ſtimmter Lohnſätze zu zwingen.

Ebenſo ſelbſtverſtändlich wie die Einbeziehung der Heim-
arbeit unter die Aufgaben der Arbeitskammer iſt es aber auch,
daß die Arbeiter in den Staatswerkſtätten nicht ausgeſchloſſen
werden. Die Kommiſſion hat deshalb dem 8 7 folgenden Ab-
ſatz 3 hinzugefügt: „Als Arbeitnehmer und Arbeitgeber im
Sinne vorſtehender Beſtimmungen gelten auch die Arbeit-nehmer und Arbeitgeber der Fapriken und Werk-
ſtätten der Eiſenbahnen.“ Hierzu erklärten die Ver-
treter der verbündeten Regierungen, daß die Einbeziehung der
ſtaatlichen Arbeiter, der Fabriken und Werkſtätten der Eiſen
bahn für die verbündeten Regierungen unannehmbar ſei,
und daß ſie das ganze Geſetz an dieſer Beſtimmung
ſcheitern laſſen werden.

Die Regierung hat eine gleiche Erklärung noch bei einer
anderen Aenderung abgegeben. Die Kommiſſion hat im S 13
des Mindeſtalter der Wählbaren, der Vertreter, von 30 auf
25 Jahre herabgeſetzt und außerdem einen neuen Abſatz be-
ſchloſſen, der beſagt, daß zu Mitgliedern der Arbeitskammern
auch wählbar ſind

„ſolche Perſonen, die wenigſtens drei Jahre hindurch den
Gewerbezweigen, für welche e Arbeitskammern errichtet ſind,
als Arbeitgeber oder Arbeitnehmer angehört haben und ſeit
mindeſtens einem Jahre im Bezirk der zuſtändigen Arbeits-
kammer wohnen, ferner als Arbeitgeber auch ſolche Perſonen,
die mindeſtens ein Jahr als Vorſitzende oder Beamte beruflicher
Organiſationen der Arbeitgeber derjenigen Gewerbezweige
tätig ſind, für welche die Arbeitskammern errichtet ſind, und im
Bezirk der zuſtändigen Arbeitskammer wohnen.“

Dadurch würden auch die Beamten der Organiſationen ge-
wählt werden können. Die Zahl dieſer Perſonen ſoll jedoch ein
Viertel der Vertreter nicht überſteigen dürfen,

Bleibt die Regierung auf ihrem ablehnenden Standpunkt
dieſer Beſtimmung und der Einbeziehung der Arbeiter in den
Eiſenbahnwerkſtätten gegenüber beſtehen, ſchreibt die Dres
dener Volkszeitung, dann dürfte das Arbeitskan wer
geſetz damit fallen. Jedenfalls aber haben die Arbeite auch
nicht das allergeringſte Jntereſſe am Geſetz, wenn dieſe beiden
von der Kommiſſion vorgenommenen Aenderungen wieder be
ſeitigt werden.

Eine kleine Verbeſſerung iſt auch die Aenderung im 8 8, daß
die Arbeitskammern, ſtatt durch Verfügung der Landeszentral-
behörde, „durch Beſchluß des Bundesrats errichtet“
werden ſollen. „Vor Errichtung ſoll Organiſationen der Ar-
beitgeber und Arbeitnehmer aus den beteiligten Gewerbe
zweigen Gelegenheit gegeben werden, ſich gutachtlich zu
äußern.“ Die Regierungsvorlage wollte erſt vom 25. Lebens-
jahre an das Wahlrecht für die Wahl der Vertreter gewähren,
die Kommiſſion hat das Mindeſtalter auf 21 Jahre herabgeſetzt.
Statt „Erſatzmänner“, wie die Vorlage beſtimmte, ſollen nach
den Kommiſſionsbeſchlüſſen „Stellvertreter“ gewählt
werden. Auch ſollen nun die Sitzungen der Arbeitskammern
und der Abteilungen öffentlich ſein, während die Regie-
rungsvorlage die Oeffentlichkeit ausgeſchloſſen wiſſen wollte.
Nur Gegenſtände, die ſich für eine öffentliche Verhandlung nicht
eignen, ſollen geheim behandelt werden. Die Entſcheidung
hierüber ſteht dem Vorſitzenden und, falls hiergegen Beſchwerde
erhoben wird, der Aufſichtsbehörde zu.

Eine weſentliche Aenderung gegenüber der Regierungsvor-
lage iſt ſchließlich noch die Abteilung für Angeſtellte.
Hierüber wurden neun neue Paragraphen beſchloſſen, deren
grundlegender lautet: „Der Arbeitskammer iſt, ſoforn ein
Bedürfnis beſteht, eine beſondere Abteilung für Angeſtellte an-
zugliedern. Als Angeſtellte gelten die in den beteiligten Be-
trieben beſchäftigten Betriebsbeamten, Werkmeiſter, Techniker.“
Die anderen Paragraphen regeln die Aufgaben und Befugniſſe
dieſer beſonderen Abteilung. Die Einbeziehung der Hand
lungsgehilfen unter das Arbeitskammergeſetz hat die
Kommiſſion abgelehnt.

Einige Verbeſſerungen hat alſo der Entwurf, wie man ſieht,
in der Kommiſſion erhalten. Aber die Neuerungen ſind auch
ſo ſe Ubſtverſtändlich, daß darüber gar nicht zu reden iſt
und daß ohne ſie das Geſetz auch nicht den geringſten Wert hat.

hne Anteilnahme der organiſierten Arbeiter können die Ar
beitskammern ganz ſelbſtverſtändlich keine Wirkſamkeit ent
falten. Beharrt die Regierung daher auf ihrem Widerſtand
gegen die Verbeſſerungen, dann fällt entweder das Geſetz oder
aber, wenn die Faſſung in der Regierungsvorlage zur An-
nahme gelangen ſollte, das Geſetz bleibt auf dem Papier ſtehen
und die Arbeitskammern werden lebloſe Körperſchaften. Das
r und nichts anderes ſcheint die Regierung gerade zu
wollen!

Die ſozialiſtiſche Cinigkeit in England.
Man ſchreibt uns aus London Mit dem Herannaghen des

internationalen Kongreſſes in Kopenhagen tritt die Frage der
ſozialiſtiſchen Einigkeit in England wieder ſtärker in den
Vordergrund. Die ſozialiſtiſche Bewegung in England be-
findet ſich noch immer in einem Zuſtande der ſchlimmſten Des-
organiſation. Die Zahl der ſelbſtändigen, zumeiſt einander
eiferſüchtig bekämpfenden Organiſationen nimmt eher zu als
ab. Jede dieſer Organiſationen zeichnet eine ſektenhafte Un-
duldſamkeit gegenüber den Grundſätzen und Methoden aller
übrigen aus. Jn Wirklichkeit ſind die Unterſchiede weder zahl-
reich noch tiefgreifend, aber ſie werden von eifrigen Wort-
führern aller Parteiſchattierungen grotesk übertrieben. Auch
perſönliche Gehäſſigkeit zwiſchen verſchiedenen Führern iſt nicht
ſelten im Spiele. All dies erſchwert in unnötiger Weiſe ein
einheitliches Zuſammenwirken und ſchwächt die Geſamtbewe-
gung innerlich und äußerlich. Es gibt in England unzweifel-
haft große Maſſen von ſozialiſtiſch denkenden oder fühlenden
Perſonen, die ſich einer ſtarkèn, einigen ſozialiſtiſchen Arbeiter
partei ohne Zögern anſchließen würden, aber von dem Schauſpiel einander hekämpfender und mißachtender Fraktionen ab

geſchreckt, der Bewegung verloren bleiben.
Jn der Praxis reduziert ſich die Frage der ſozialiſtiſchen

Einigkeit in England auf die des Verhältniſſes zwiſchen den
beiden größten ſozialiſtiſchen Organiſationen des Jnſelreichs,
der J. L. P. (Jndependent Labour Party Unabhängige
Arbeiterpartei) und der S. D. P. (Sozialdemokratiſche Partei).
Die J. L. P. iſt der parlamentariſchen Arbeiterpartei ange-
ſchloſſen, die S. D. P. dagegen nicht.

Gegenwärtig gehen die Anregungen zur Herſtellung der
ſozialiſtiſchen Einigkeit von der S. D. P. aus. Die letzte
Jahreskonferenz dieſer Organiſationen, die zu Oſtern in WeſtHom en nahm eine Reſolution an, in der der Vorſtand

beauftragt wird, dem Jnternationalen Bureau eine Dar-
ellung der von der S. D. P. gemachten Bemühungen zur Herſein der ſozialiſtiſchen Einigkeit vorzulegen, um dann die

ganze Frage dem Kopenhager Kongreß zu unterbreiten und
deſſen Anſicht über den einzuſchlagenden Weg einzuholen.

Die S. D. P. veröffentlicht jetzt, vermutlich in Ausführung
dieſer Reſolution, eine Broſchüre über die ſozialiſtiſche Ginig-
keit, die aus Auszügen aus den Berichten früherer Kongreſſe
der S. D. P., aus der Wiedergabe von Korreſpondenzen
zwiſchen der J. L. P. und der S. D. P. und einem kurzen Vor-
wort des Sekretärs der S. D. P., des Genoſſen H. W. Lee be
ſteht Jn der Entwicklung dieſer Streitfrage laſſen ſich zwei
Perioden deutlich unterſcheiden, die durch das Auftreten der
Arbeiterpartei von einander getrennt ſind. Früher
ſcheiterte die Einigung an der Frage, ob ſie die Form der
völligen Verſchmelzung oder einer loſen Föderation
der beiden Organiſationen annehmen ſollte. Die J. L. P. war
zur Föderation als einem Schritt zur ſpäteren Verſchmelzung
bereit, lehnte aber die unmittelbare Verſchmelzung ab. Die

S. D. P. dagegen wollte ſich nur zu einer ſofortigen Ver
ſchmelzung, nicht aber zur Föderation verſtehen.

Seit dem Erſtarken der Arbeiterpartei, der anfangs beide
Organiſationen angehörten, bis fich die S. D. P. im Jahre
1901 zurückzog, nimmt die Frage eine neue Form an. Die
S. D. P. hat ſeit dem Amſterdamer internationalen Kongreß
1904, der eine die Einigung befürwortende Reſolution ange
nommen hatte, ſich verſchiedentlich an die J. L. P. zur Be
ſprechung dieſer Frage gewandt. Die J. L. P. hat auf dieſe
Annäherungsverſuche regelmäßig geantwortet, daß die ſozia-
liſtiſche Einigkeit nur innerhalb der Arbeiterpartei
verwirklicht werden könne, mit anderen Worten, ſie forderte
die S. D. P. auf, ſich der Arbeitervpartei anzuſchließen. Davon
wollte jedoch die S. D. P. nichts hören, ſondern vertrat den
Standpunkt, daß die Einigung bezw. Verſchmelzung der ver
ſchiedenen ſozialiſtiſchen Organiſationen mit deren Beziehungen
zur Arbeiterpartei nichts zu tun habe.

Dies iſt auch die heutige Situation, und wenn der Kopen-
hager Kongreß die Frage der ſozialiſtiſchen Einigkeit in Eng-
land zu behandeln haben wird, dann wird er eigentlich dar-
über ſeine Anſicht äußern müſſen, ob die S. D. P. der Arbeiter-
partei beitreten ſoll oder nicht.

Ohne Zweifel kann der internationale Kongreß ſehr viel zur
Geſundung der engliſchen Parteiverhältniſſe beitragen. Der
letzte Parteitag der S. D. P. hat unverkennbare Anzeichen
dafür geliefert, daß die Mitglieder der langen Jſolierung ihrer
Organiſation endlich ſatt zu werden beginnen, daß ſie einen
engeren Zuſammenſchluß an die organiſierten Maſſen herbei
ſehnen. Hätte die Arbeiterfraktion in den großen Kämpfen
des letzten Jahres mehr Entſchloſſenheit, Selbſtbewußtſein und
Unabhängigkeit gezeigt, dann wäre der Anſchluß der S. D. P.
heute vielleicht ſchon eine vollendete Tatſache. So wie ſich die
Haltung der Arbeiterpartei im Parlament geſtaltete, hätte ſich
die S. D. P. nur unter Ueberwindung eines vielleicht nicht ganz
unberechtigten Selbſtgefühls zu dieſem Schritte entſchließen
können. Sie wäre einem Anſchluß nicht abgeneigt, aber ſie
fürchtet den Schein, als reumütige Büßerin zu kommen. Es iſt.
auch nicht zu leugnen, daß manche Führer der Arbeiterpartei,
durch ihre raſchere äußere Erfolge geblendet, nicht ſelten ge-
neigt ſind, die älteren ſozialiſtiſchen Organiſationen, die ſchließ-
lich doch die Grundlagen ihrer heutigen Machtſtellung gelegt
haben, ja gelegentlich auch die Bruderparteien anderer Länder,
mit einer gewiſſen parvenumäßigen Ueberhebung zu behandeln.
Auf der andern Seite begegnet freilich auch die S. D. P. dem
jungen Emporkömmling manchmal mit trotziger Unduldſamkeit.
All dies erſchwert die Einigung des Sozialismus unter der
Flagge der Arbeiterpartei, die auch wir als die in England auf
die Dauer einzig mögliche betrachten.

Aber was die engliſchen Fraktionen aus eigener Kraft nicht
vollbringen können, dazu könnte ihnen der internationale Kon
greß verhelfen, wenn er mit Vorſicht und Takt zu Werke geht.
Jn einem Anſchluß der S. D. P. und der Arbeiterpartei, die
außer den ausgeſprochenen ſozialiſtiſchen Organiſationen nur
noch aus Gwerkſchaften beſteht, muß es früher oder ſpäter
kommen. Der Zeitpunkt kann beſchleunigt werden, wenn dem
ſchwächeren Teil die Möglichkeit geboten wird, dies ohne Gefühl
der Demütigung zu tun. Eine Verſchmelzung der ſozialiſtiſchen
Organiſationen allein würde in keiner Weiſe genügen, denn es
bliebe dann immer noch die weit wichtigere Frage von dem Ver-
hältnis zur Arbeiterpartei zu löſen. Dagegen würde der An-
ſchluß der S. D. P. die ſozialiſtiſche Einigkeit auf cine Weiſe
herbeiführen, die der Geſamtbewegung am meiſten zuträglich
wäre. Die S. D. P. würde die Schwächen, die ihr infolge ihrer
Jſolierung anhaften, verlieren, ihre engere Verbindung mit
den großen gewerkſchaftlichen Organiſationen würde ſie der
Wirklichkeit des proletariſchen Klaſſenkampfes näher Lringen.
Die Arbeiterpartei würde dagegen an theoretiſcher Klarheit ge-
winnen, und die S. D. P. könnte dem überwiegenden Einfluß
der oft ſehr opportuniſtiſchen Führer der J. L. P. auf die Ar
beiterpartei ein Gegengewicht bieten. Wenn ber Kopenhager
Kongreß auf die S. D. P. in dieſem Sinne einzuwirken fucht,
dann wird er, glauben wir, bei ihr ein williges Ohr treffen
und für die geſunde Fortentwicklung der engliſchen Parteiver-
hältniſſe dasſelbe leiſten können, was der Amſterdamer Kon-
greß für die franzöſiſchen geleiſtet hat.

Politiſche Uebersicht.
Halle a. S., den 12. Juli 1910.

Die neue preußiſche Einkommenſteunernvvelle.
Ueber die Grundzüge der neuen Einkommenſteuernovelle in

Preußen teilt die Korreſpondenz Wooth folgende Einzel-
heiten mit: Der Entwurf, der noch vom Finanzminiſter von
Rheinbaben entworfen iſt, und von dem neuen Finanzminiſter
in der Hauptſache übernommen wird, ſieht neben neuen Steuer
ſtufen auch eine NReuregelung des Veranlagungs-
weſens vor, um die Steuerhinterziehungen auf ein Mindeſt
maß zu beſchränken. Die Einführung eines neuen Steuertarifs
erfolge nicht, um die Steuerſchraube zum Schaden der Steuer
zahler mehr anzuziehen, (7) ſondern um die durch die Novelle
von 1909 geſchaffenen Härten auszugleichen. Bekanntlich hatte
der Landtag im Frühjahr 1909 zur Deckung der Mehrbedürfniſſe
aus der Beamtengehaltsvorlage eine Steuernovelle verab
ſchiedet, die eine ſehr willkürliche Erhöhung der Einkommen-
ſteuern vorſieht. Zuſchläge wurden vorgeſehen von 6, 10, 20
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und 25 Prozent ohne alle Zwiſchenſtufen. Dieſe Zuſchläge ſollen
nicht abgeſchafft werden; denn die Vorbedingung für ihre
Schaffung beſtehe nach wie vor fort, der Tarif ſolle aber in den
Zwiſchenſtufenreichhaltiger ausgeſtaltet werden und
er auch in den einzelnen Steuerleiſtungen ausgleichender

irken.
Beabſichtigt ſei auch, den früher vom Landtage nicht befolgten

Grundſatz, die unteren Steuerſtufen bis 1800 Mk.
möglichſt nicht durch Zuſchläge zu belaſten, wieder
aufzunehmen. Jn der Regierungsvorlage von 1909 ſoll ein Zu
ſchlag von 7500 Mk. ab erſt erhoben werden, während der Land
tag bereits ein Einkommen von 1200 Mk. ab mit Zuſchlag be
legte. Eine Mehrbelaſtung der Steuerzahler würde die Neu
regelung in keinem Falle bringen, doch hoffe man, durch das
neue Veranlagungsverfahren den Ertrag aus den
Einkommen- und Ergänzungsſteuern zu erhöhen, indem viel
fache Mängel der Selbſteinſchätzung fortfallen und Einrich-
tungen getroffen würden, die eine reelle Einſchätzung des Ein
kommens und des Vermögens bedingen. Das Finanzmini-
ſterium ſtehe im allgemeinen auf dem Standpunkt. daß die Höhe
der Steuerhinterziehungen nicht ſo groß ſei, wie man annehme;
doch wird zugegeben, daß bei dem bisherigen Verfahren Ver-
ſchleierungen möglich ſind und auch gemacht werden.

Die Novelle werde auch ein altes Recht der Kommunen
wiederherſtellen, das ihnen die Novelle von 1909 genommen
hätte, nämlich das Recht, die gleichen Beträge wieder
Staat für die Kommunalſteuern zu erheben,
während zurzeit die Zuſchläge von den Kommunen nicht erhoben
werden dürfen. Auch die Berechnung der Zuſchläge
für Wahlzwecke bleibt jetzt außer Betracht; auch dies iſt
nicht zuläſſig, denn der Einfluß des geſamten Steuerauf-
kommens auf das Wahlrecht iſt verbürgt.

Wenn es in den Mitteilungen der Korreſpondenz Wooth ſo
ſchön heißt, daß die Neuregelung des Veranlagungsverfahrens
eine Mehrbelaſtung der Steuerzahler in keinem Falle bringen
wird, ſo ſteht dieſe Behauptung in einem ſeltſamen Gegenſatz
zu der Erwartung, daß ſich bei dem neuen Verfahren der Er
trag der Einkommen- und Ergänzungsſteuern erhöhen wird!
Es bleibt alſo vorerſt abzuwarten, ob die Novelle die Ver-
ſprechungen nach dieſer Richtung hin erfüllt und ob beſonders
eine Entlaſtung der ſo wie ſo ſchon durch die Teuerungsverhält-
niſſe am ſchwerſten betroffenen unteren Steuerklaſſen eintritt.
Eine Geſetzesvorlage, der das Volk ohne Mißtrauen begegnen
könnte, iſt in Preußen noch nicht eingebracht worden.

Konſervative Friedensbedingungen
Nachdem die nationalliberale Emeute gegen die preußiſche

Junkerherrſchaft allem Anſchein nach gänzlich niedergeſchlagen
iſt, kann die Kreuzzeitung fortfahren, der unterworfenen Partei
ihre Friedensbedingungen zu diktieren. Daß Baſſermann und
einige andere nationalliberale Führer weg müſſen, darüber iſt
man wohl ſchon einig. Daß Herr Paaſche das vor Jahresfriſt
zurückgewieſene und jetzt vom Erbprinzen von Hohenlohe auf-
gegebene Amt des zweiten Vizepräſidenten annehmen muß gilt
als ſelbſtverſtändlich. Darüber hinaus wird jetzt folgende
Proklamation erlaſſen:

Soll es gelingen, die bürgerlichen Parteien zu einer ant i-
ſozialdemokratiſchen Phalanx zu vereinigen,
dann iſt dies bei dem gegenwärtigen Zuſtande der Links-
liberalen nur unter deren abſoluten Ausſchluß
möglich. Und dann muß die nationalliberale Partei einen
unzweideutigen und endgültigen Bruch mit
der Fortſchrittlichen Volkspartei vollziehen.

Alſo mit dem ſchwarzblauen Block ſollen die Nationallibe
ralen nicht nur gegen die Sozialdemokratie, ſondern auch
gegen die Fortſchrittspartei marſchieren. Die
Kopſch, Fiſchbeck, Pachnicke, Heckſcher uſw. ſind des „Radikalis-
mus“ verdächtig, nun ſoll der Nationalliberalismus auf König
Heydebrands Geheiß ihre Häupter holen

Wenn ſie Steuern zahlen ſollen!
Eine „nationale Tat“ ſoll bekanntlich das Steuerzahlen ſein.

Wenigſtens wurden im vorigen Jahre die bürgerlichen Par-
teien nicht müde, uns zu erzählen, daß das Vaterland nun ein-
mal die 500 Millionen neuer Steuern brauche, und daß es des-
halb patriotiſche Pflicht ſei, ihm dieſe zu bewilligen. Nun aber,
wo es ſoweit iſt, drücken ſich die Beſitzenden ſo viel
wie möglich vom Zahlen. Hier wieder ein neues Bei-
ſpiel Wie die Handelszeitungen melden, iſt von ver-
ſchiedenen deutſchen Aktiengeſellſchaften in der Schweiz, alſo im
Auslande, eine Schweizeriſche Geſellſchaft für Metallwerte mit

einem Aktienkapital von 20 Millionen Frank gegründet worden.
Zu den Gründern gehört u. a. die Berge und Metall
bank zu Frankfurt a. M., und dieſe äußert ſich in ihrem Ge
ſchäftsbericht ganz offen über die Motive dieſer ausländiſchen
Gründung. Da heißt es nämlich:

„Wir haben uns zu dieſer Transaktion entſchloſſen, weil
die Ausführung des Teils unſeres Programms, der den Er-
werb von Aktien unſeres Konzerns betrifft, die nicht an der
Börſe eingeführt ſind, durch die Laſten die die neue
Stempele- und Steuergeſetzgebung auferlegt,
übermäßigerſchwert wird.

Alſo: dem „lieben Vaterland“ die angeblich ſo nötigen
Steuern nicht zahlen, das iſt der Zweck. weshalb die Herren
Kapitaliſten lieber ins Ausland gehen. Die Berg- und Metall
bank hat, wie im Bericht weiter ausgeführt wird, gemeinſam
mit der Metallurgiſchen Geſellſchaft und privaten Aktionären
7,6 Millionen Mark Metallgeſellſchaftsaktien an die Schweize
riſche Geſellſchaft zu 315 Prozent verkauft, hiervon aus ihrem
eigenen Beſitz 3,5 Millionen Mark, ſo daß die Majorität der
Metallgeſellſchaftsaktien nun im Beſitz der Schweizeriſchen
Geſellſchaft iſt.

Wie das Kaligeſetz wirkt.
Alle Sachkenner der Kaliinduſtrie waren ſich darüber

einig, daß die Schwierigkeiten, die neuerdings zum Eingreifen
des Staates geführt haben, lediglich verurſacht waren durch die
unnütze Zerſplitterung der Produktion. So z. B. ſchrieb die
Kölniſche Zeitung im Dezember 1909, daß jetzt za. 50
ſelbſtändige Werke das produzieren, was höchſtens zwölf Werke
mit weit geringerem Aufwand leiſten könnten. Dieſem eigent
lichen Fehler hat das neue Kaligeſetz nicht nur nicht abgeholfen,
es hat ihn noch verſchärft. Es vergeht kaum ein Tag, an dem
die Zeitungen nicht die Gründung eines neuen Kaliwerks
melden. Erſt ſeit zwei Monaten iſt das Geſetz in Kraft, und
rund 20 neue Werke ſind ſeitdem gegründet worden. Dem
Berliner Tageblatt entnehmen wir folgende Angaben:

„Die glücklichen Kalifelderbeſitzer werden ihre bis zum Er
laß des Geſetzes unverkäufliche Ware reißend und zu
glänzenden Preiſen los. Aber auch die alten Werke
können dem Zuge der Zeit nicht widerſtreben. Jüngſt haben
die Kaliwerke Aſchersleben und Schmidtmann, die
in ihrem gemeinſamen Beſitz ſtehenden Kalifelder Gebra an
ein Konſortium verkauft, jetzt hat das unter Führung der
Mitteldeutſchen Kreditbank ſtehende Konſortium für die Kali-
felder an der Unſtrut, die der Gewerkſchaft Richard gehörigen
elf preußiſchen Normalfelder „mit gutem Nutzen“ verkauft.“

Es war das allerdings zu erwarten, da das Geſetz den
neuen Werken eine Beteiligungsziffer gewiſſermaßen von
Staats wegen garantiert, und damit geradezu eine Prämie auf
Neugründungen ſetzt.

Polniſcher Männerſtolz vor Königsthronen.
Die Politik des Vorſitzenden der polniſchen Landtagsfraktion,

des Prälaten Dr. Jazdzewski, vor dem preußiſchen
Küraſſierſtiefel zu kriechen, findet bei den Nationalpolen Nach-
ahmung. Der Magiſtrat der Stadt Poſen beantragte bei den
Stadtverordneten 35 000 Mk. aus dem Stadtſäckel für die
Dekoration der Stadt Poſen während des Beſuches Wil-
helms II., der am 20. Auguſt d. J. zur Einweihung des mit
großen Koſten neu erbauten königlichen Schloſſes nach Poſen
kommen wird, zu bewilligen. Jn der Kommiſſion, an die der
Magiſtratsantrag verwieſen wurde, hat man von der verlangten
Summe 5000 Mk. geſtrichen. Als die Sache wieder an das
Plenum der Stadtverordnetenverſammlung am verfloſſenen
Mittwoch gelangte, ſtimmten polniſche Stadtverord-
nete auf Grund eines vorherigen Beſchluſſes ihrer Fraktion
für die Bewilligung der 30000 Mk. Das alles am Vor-
abend der Tannenbergfeier, welche die national-polni-
ſchen Führer am 15. Juli unter großem Spektakel und natio-
naliſtiſchem Klimbim veranſtalten.

Es unterliegt jetzt keinem Zweifel, daß am 20. Auguſt die
polniſchen Schlachzizen unter Führung des greiſen Vorſitzenden
der polniſchen Reichstagsfraktion, des Fürſten Radziwill, vor
dem Haupt des Hohenzollernhauſes, das alle Ausnahme-
geſetze gegen die polniſche Bevölkerung unterzeichnet hat, zu
Kreuze kriechen werden aus Heidenangſt vor der Anwendung
des Enteignungsgeſetzes. So ſieht der Patriotismus der polni-
ſchen Schlachta aus! Sobald ihr materielles Jntereſſe bedroht
iſt, vergißt ſie gänzlich ihre „nationale Würde“, mit der ſie
ſonſt immer prahlt. Wie ſagte einſt Ludwig Bamberger?:
„Hunde ſind wir ja dochl“

Deutſches Reich.
Reichesverſicherungsordnung und polniſche Bauernvereine.

Der Verband der polniſchen Bauernvereine in Wefſtpreußen
beſchäftigte ſich auf ſeiner Generalverſammlung, die am
7. d. M. in Tuchel (Weſtpreußen) tagte, mit der Frage der

„Reichsverſicherungsordnung. Nach dem Referate
des praktiſchen Arztes Dr. Karaſiewicz wurde einſtimmig
folgende Reſolution angenommen S

„Die am 7. Juli 1910 in Tuchel verſammelten Delegierten
der weſtpreußiſchen Bauernvereine verlangen, daß die Land
krankenkaſſen gleich den Ortskrankenkaſſen Selbſtver-
waltung beſitzen müſſen. Sollte dieſe Forderung un
berückſichtigt bleiben, ſo verlangen ſie die Verwerfung
des ganzen Geſetzes, welches für die Landwirte nur eine Laſt
bedeuten würde.“

Der Verband umfaßt zurzeit 78 lokale Vereine.

Das Danziger Waſſerloch. Der Vorwärts brachte vor
einigen Tagen die Nachricht, daß auf der Kaiſerlichen Werft in
der Nähe der Maſchinenhalle für Preßluft, verſchiedene Gegen
ſtände gefunden worden ſeien. Die Fundſtücke ſollen, wie jetzt
die Poſt meldet, von einer ausrangierten Lokomotive ſtammen,
an der ſie Schwungrad und Lager für deſſen Wellen gebildet
haben. Durch die Zutageförderung der Stücke ſei weder ein
Diebesdepot noch eine Nachläſſigkeit aufgedeckt worden, viel-
mehr ſollen ſie, zwei Meter tief eingegraben, als Anker für die
Stützen eines proviſoriſch errichteten Blechſchornſteins, der in
dieſem Herbſt wieder beſeitigt wird, gedient haben. Nachdem
die ſchweren Gegenſtände bei letzteren Arbeiten in gleicher
Weiſe nochmals als Verankerung für die Windenanlagen ge-
dient haben werden, finden ſie dann ihre endgültige Verwer-
tung als Altmaterial. Wenn's nur ſtimmt.

Was in Preußen alles „politiſch“ iſt. Das Schöffengericht
in Königshütte und die Strafkammer in Beuthen,
Oberſchl., haben den Fabrikarbeiterverband für einen
„politiſchen Verein“ erklärt. Der oberſchleſiſche Geſchäftsführer
des Verbandes hatte in Königshütte eine Verſammlung der
chemiſchen Arbeiter eingeladen. Die Tagesordnung lautete:
Die Arbeitsloſigkeitin Oberſchleſien und wie
bekämpfen wir dieſe. Trotzdem die Verſammlung nicht
angemeldet war, erſchien die Polizei zur Ueber-
wachun g. Der Beamte wurde zum Verlaſſen des Lokals auf-
gefordert, ging aber nicht. Daraufhin wurde von der Ab-
haltung der Verſammlung überhaupt Abſtand genommen.
Gegen den Einberufer erging zunächſt ein Strafbefehl über
30 Mk., der vom Schöffengericht auf den erfolgten Einſpruch
aufrecht erhalten wurde. Die Beuthener Straf-
kammer als Berufungesinſtanz hat jetzt erkannt, daß die Ver
ſammlung deshalb als eine „politiſche“ anzuſehen ſei, weil zum
Beitritt in den Fabrikarbeiterverband aufgefordert werden
ſollte. Der Fabrikarbeiterverband ſei ein politiſcher Verein,
der Vorſitzende Brey ſei ſozialdemokratiſcher Abgeordneter,
die Mitglieder erhielten zum Teil die Gleichheit, ein Blatt,
das im Verlage der ſozialdemokratiſchen Genoſſin Zetkin
erſcheine, und außerdem enthalte das Statut eine Beſtimmung
über die Maifeier, die eine ſozialdemokratiſche Angelegenheit
ſei. Preußiſche Richter haben, wie man ſieht, manchmal eine
gar wunderliche Logik.

Wozu der Landrat da iſt. Jm Amtlichen Kreis-
blatt des Kreiſes Oſterode findet ſich folgende „Bekannt
machung“:

Hund, großer grauer Pinſcher, Rufnamen Thomas, mit
Lederhalsband, ohne Abzeichen, in der Gegend von Stabi
gotten verloren gegangen.

Auf ſeine Wiedererlangung hat der Beſitzer, Regie
rungsaſſeſſor Heffter-Allenſtein, Kaiſerſtr. 17,
eine erhebliche Belohnung ausgeſetzt.

Jm Falle der Ergreifung des Hundes wird um ſofortige
Benachrichtigung des Eigentümers gebeten, ebenſo für den
Fall, daß ein ähnlicher Hund irgendwo verendet oder er-
ſchoſſen aufgefunden werden ſollte.

Allenſtein, Juni 1910. Der Landrat.
Da ſich dieſe „Bekanntmachung“ unter den behörd-

lichen Anzeigen befindet, ſcheint das Geſchäft der öffentlichen
Hundeauslobung im Kreiſe Allenſtein zu den Befugniſſen des
Landrats zu gehören, denn es iſt nicht gut anzunehmen, daß
der Fall eine Ausnahme darſtellt, weil es ſich um den Hund
eines Regierungsaſſeſſors handelt. Nun ſage noch
einer, daß ein preußiſcher Landrat es nicht verſteht, ſich beim

Volke beliebt zu machen.

[Nachdr. verb.u Im Dunkel.
Erzählung von Guſtav Janſon.

Ueberſetzung aus dem Schwediſchen von A. Lütjohann.

Das Feuer hatte ſchon längſt die große Biegung erobert.
Die Kameraden, die da gelegen hatten, waren in einigen Hauf-
lein Aſche verwandelt. Auch der Unbekannte, der ihn um Er-
barmen angefleht hatte. Der Verwundete dachte nicht weiter
darüber nach, aber mit einemmal, als er ſich der Stelle näherte,
wo der Mann verbrannt war, dämmerte es ihm auf, daß es
der Steiger geweſen war. Er fragte ſich nicht, woher ihm dieſe
Gewißheit kam, er ſagte kurz und beſtimmt: ich weiß es.

Wie er ſo daſtand, ſeltſam ergriffen von dieſer wunderbaren
Zerſtörung, die ihm wie allen andern drohte, kam ihm der
Schatten von geſtern wieder zu Geſicht. Jhm wurde nicht
bange, nur eine große Wut kam über ihn. An dieſem Morgen
hatte er einige Fetzen von ſeinen mit Schweiß und Kohlen-
ſtaub durchtränkten Kleidern zerkaut und fühlte ſich geſtärkt
durch dieſe Mahlzeit. Er hob die Hacke zu einem Schlag, der
ihn unwiderruflich von dieſem hartnäckigen Verfolger befreien
ſollte und rannte den Gang hinunter. Als er aber den Schlag
tat, traf er nur die Wand, von der ihm einige harte Scherben
ins Geſicht flogen denn durch den ſtändigen Aufenthalt im
Dunkeln hatten ſeine Augen die Fähigkeit verloren, den Ab-
ſtand berechnen zu können. Dann lief er weiter; denn ſein
geſchwächter Körper ließ ſich, nachdem er einmal in Bewegung
geſetzt war, nicht mehr zum Stehen bringen. Schließlich kam
er der Glut ſo nahe, daß das Haar auf ſeinem Kopf und der
Bart in ſeinem Geſicht Feuer fingen. Mit einer äußerſten
Anſtrengung machte er Kehrt und rannte den Gang wieder
zurück. Hände und Arme drückte er gegen ſein kniſterndes
Haar, aber ſeine Hacke hielt er dennoch ſicher.

Als er ſich außer Gefahr vor dem Feuer befand, verſagten
ihm ſeine Beine den Dienſt und er ſank völlig ermattet unge-
fähr an derſelben Stelle nieder, von der aus er ſeinen ver-
zweifelten Geſchwindmarſch angetreten hatte. Haar und Bart
waren ihm verſengt und an den unbedeckten Teilen ſeines
Körpers war die Haut rauh und ſchrumpflich. Er ſtrich ſich
mit der linken Hand übers Geſicht und dachte daran, wie nur
ein Schritt weiter ihm unfehlbar das Leben gekoſtet hätte; aber

er empfand kein dankbares Gefühl darüber, daß er dieſer Ge-
fähr entronnen war. Alles in ihm verkehrte ſich in boshaften

Haß gegen den Wahnſinnigen, der die Veranlaſſung geweſen,
Kaß er zu weit gelaufen war.

Ich in ein Menſchl“ ſagte er laut und drohend. Und da

mit hatte er auf einmal die Erklärung und die Entſchuldigung
für ſeinen Zerſtörungstrieb gefunden. Der Brand, das Dun-
kel, das Schweigen und der Hunger wurden etwas Nebenſäch-
liches, etwas kaum Vorhandenes. „Jch bin ein Menſch,“ ſagte
er wiederum und ſann aufs neue, um ſeine Mordluſt zu be
friedigen.

Lange Minuten lauerte er mit verhaltenem Atem hinter
Ecken und Vorſprüngen. Jn Winkeln und an den Wänden
kauerte er und wartete auf den Augenblick, um den Schlag
auszuführen, und ſtreifte unermüdlich Stunde auf Stunde
umher, um ſeinen Feind zu ſuchen. Aber nirgends verriet ein
Atemzug oder eine Bewegung die Gegenwart eines lebenden
Weſens. Während der ganzen Zeit ſog er an den Fetzen, die
er von ſeinen Kleidern riß, und die er ſolange im Munde be-
hielt, bis nichts mehr davon übrig war.

Der Verwundete hatte keine richtige Vorſtellung von der
Größe der Grube; er glaubte, bisweilen an Orte zu kommen,
die er nie zuvor betreten. Er ſchnupperte mißtrauiſch in der
Luft, meinte, ſie würde ſchlechter, kümmerte ſich aber nicht
weiter darum. Er wollte den Krieg zu Ende führen, und von
dieſer fixen Jdee beſeſſen, vergaß er alles andere.

Zwei Nächte hatte er nach ſeiner Berechnung hinter ſeinen
in Eile errichteten Barrikaden zugebracht. Eines Morgens, es
war der dritte, ſeit ihn die Mordwut gepackt hatte, merkte er,
daß er nackt war. Da ſtieg aufs neue in ſeinem Gehirn der
Gedanke auf, mit dem er den Wahnſinnigen angeſteckt hatte,
und den er dann ſchaudernd von ſich gewieſen. Während er
ſeine Lippen blutig biß, ſtand er auf, um das Wildpret zu er-
legen, das im Dunkel umherſchlich. Er wollte nicht einen
andern die Zähne in ſein eigen Fleiſch graben laſſen, er wollte
ſelbſt der Angreifer ſein. Diesmal erweckte der Gedanke keinen
Abſcheu in ihm, im Gegenteil, er konnte nicht begreifen, warum
er ſolange das einzige, was ihm noch übrig blieb, aufgeſchoben
hatte.

„Jch bin ein Menſch,“ ſagte er.
Das war die Formel, die ihm das Recht zum Leben gab.

Und einzig nach dem Leben verlangte es ihm, nach dem Leben,
das er unter allen Umſtänden behalten wollte. Er dachte nicht
länger an Rettung aus der Unterwelt, er hatte vergeſſen, daß
eine ſolche möglich war. Er dachte nur daran, um jeden Preis
ſein Leben zu erhalten.
Den ganzen Tag ſtrich er lauſchend in der Grube umher

und bediente ſich all der kleinen Kniffe, die ſein ermattetes
Gehirn noch imſtande war, auszuklügeln. Wenn ihm bis-
weilen bei dieſem erfolgloſen Lauern ein ſeltſames Gefühl die
Kehle zuſammenſchnürte und er etwas empfand, was man Ge
wiſſenbiſſe nennen konnte, ſchrie er brutal aufs neue ſein:

„Jch bin ein Menſch
Verſuchsweiſe wollte er noch etwas hinzufügen und entdeckte

dabei, daß er keine andern Worte mehr hervorbringen konnte.
Eine ganze Sprache war aus ſeinem Gedächtnis geſtrichen,
und ſeiner geſchwollenen Zunge fehlte die Kraft, andere be
griffliche Laute als dieſe einzigen hervorzubringen.

Der Verwundete geriet außer ſich vor Zorn, ohne daß er
eigentlich wußte, weswegen. Er fing an zu ſchreien und zu
toben, ſchlug die Hacke in die Wand und forderte ſeinen un-
ſichtbaren Feind zum Zweikampf heraus. Nichts antwortete
ihm, als ein dumpfes, lang ausgedehntes Echo, das finſter
weiter rollte und endlich verhallte. Da überfiel ihn eine be
klemmende Angſt und er begann wie ein allein gelaſſenes Kind
zu weinen. Nach einer Weile brüllte er wieder ſeine Heraus-
forderung, ein heiſeres und unartikuliertes Geheul, das nichts
Menſchliches mehr hatte. Niemand antwortete ihm. Die
ſchleichenden Schritte, nach denen er ſo ſehnſüchtig horchte,
ließen ſich nirgends vernehmen. Da wurde es ihm klar, der
Wahnſinnige war in irgendeinem Winkel geſtorben und er war
allein in der Grube. Der Zweikampf war ohne ſein Dazutun
zu Ende geführt, aber er fühlte keine Erleichterung darüber.
Mit doppelter Macht packte ihn das Grauen vor dem Tode,
die unbezwingliche Angſt vor dem nahen und ſicheren Ende.

Von ſeiner Todesangſt und dem ſchreckenerregenden Gefühl
ſeiner Einſamkeit gepeinigt, ſank er an dieſem Abend mitten
in einem Gang zuſammen und ſchlief ſofort ein. Aber er hatte
noch nicht lange geſchlafen, als er wie von einem heftigen
Stoß erwachte und zitternd in das Dunkel ſtarrte. Er fühlte
deutlich: irgend etwas ging in ſeiner Nähe vor ſich. Jrgend
etwas rührte ſich natürlich kein Menſch, da er ja muktter
ſeelen allein war aber irgend etwas befand ſich nicht weit
von ihm, irgendein geheimnisvolles Weſen oder ein unſeliger
Geiſt. Er ſtarrte, daß ihm die Augen ſchmerzten und zwang
ſeine Gehörsnerven zu einer unerhörten Anſtrengung. Kein-
Ton, nichts verriet die Gegenwart eines andern. Trotzdem
blieb die Empfindung in ihm, daß er nicht mehr allein war.
Ein vorhin nicht geübter oder unbenutzter Sinn legte mit
zwingender Gewißheit Zeugnis dafür ab.

Als der Verwundete etwas überwunden hatte, was nicht
Furcht oder der Furcht verwandt war, ſondern ein Gefühl, das
außerhalb der menſchlichen Sinnenwelt zu liegen ſchien, kroch
er nach der Richtung hin, in der ſich dieſes unfaßbare Weſen
befinden mußte.

Er hatte es bald gefunden und befühlte es mit den Händen.
Nach einer flüchtigen Unterſuchung wußte er, daß es eine

Leiche war, in der er augenblicklich den Wahnſinnigen ver
mutete. Ein Gefühl von Sicherheit und Zuverſicht kam über
ihn. Jetzt war er nicht länger allein. Er legte ſich mit dem
Kopf auf den kalten Körper und ſchlief ruhig wieder ein.

Fortſetzung kolgt.)



Spanſen.
Der Konflikt mit dem Vatikan

hat ſich verſchärft. Vor allem ſchlägt das päpſtliche Organ, der
Oſſervatore Romano, kräftigere Töne gegen die ſpa
niſche Regierung an. Eine Note des Vatikans, die am Mon
tag in Madrid eintraf, proteſtiert in der heftigſten Weiſe gegen
den Geſetzentwurf, der die Errichtung neuer Klöſter verbietet,
Proteſt einlegt, und zwar ſchon aus dem Grunde, weil der
Geſetzentwurf vor dem Abſchluß der Konkordatsverhandlungen
eingebracht worden iſt.

Am Sonntag fanden in zahlreichen Städten Spaniens, be
ſonders in Madrid, Tarragono, Saragoſſa und Toledo anti
klerikale Verſammlungen ſtatt. Jn Barcelona wurde
ebenfalls eine Kundgebung gegen den Klerikalismus veran
ſtaltet, woran zahlreiche Frauen teilnahmen; die Teilnehmer
übermittelten dem Gouverneur eine Adreſſe, welche die Unter
ſchriften von 22 000 Frauen trug.

Türkei.
Die Krater beruhigen ſich.

Athen, 12 Juli. Depeſchen aus Kanea melden, daß die
Krater ſich zu beruhigen beginnen und daß die Kriegsſchiffe
der Schutzmächte, die vor einiger Zeit dort eintrafen, nach der
Sudabai zurückkehren, um dort ſtationiert zu bleiben.

Perſien.
Die Unruhen

nehmen nach in Petersburg eingelaufenen Meldungen noch
immer kein Ende. Die revolutionäre Bewegung iſt noch immer
nicht erſtickt. Jn Teheran treffen faſt täglich Nachrichten über
räuberiſche Ueberfälle auf friedliche Bewohner ein. Die per
ſiſche Staatskaſſe ſoll gänzlich leer ſein.

Argentinien.
Ein panamerikaniſcher Kongreß

iſt am Dienstag in Buenos Aires zuſammengetreten. Die
Vereinigten Staaten legen dem Kongreß große Bedeutung bei.
Die Sitzungen des Kongreſſes dürften ſehr bewegt werden, da
viele der Delegierten über die Haltung der Vereinigten Staa-
ten in den Affären von Venezuela, Nicaragua und
Peru ſowie der Nachbarländer ſehr unzufrieden ſind. Der
Vertreter der Vereinigten Staaten hat den Auftrag erhalten,
einen Vorſchlag zu machen, alle Differenzen unter den ameri
kaniſchen Staaten dem Haager Schiedsgericht zu unter
breiten.

Aus der Partei.
Der Parteitag für das Herzogtum SachſenAltenburg, der

am 9. und 10. Juli in Roda tagte, ſtellte als Kandidaten für
die kommende Reichstagswahl den Genoſſen Hermann
Käppler, Vorſitzenden des Mühlenarbeiterverbandes, auf.
Die Partei und Gewerkſchaftsbewegung im Herzogtum hat ſich
ſehr gut entwickelt. Die Partei zählt 4914, die Gewerkſchaften
rund 20 000 Mitglieder. Die Partei hat im Landtag ſieben, in
den Gemeindevertretungen 142 Vertreter. Die Einnahmen der
Landeskaſſe betrugen 8831 Mk., die Ausgaben 7107 Mk. Den
Antrag auf Erhöhung des monatlichen Beitrages von 30 auf
40 Pfg. lehnte der Parteitag ab. Als Vertreter zum deutſchen
Parteitag wurde Genoſſe RößlerAltenburg, zum inter
nattonalen Kongreß Dickreiter Altenburg gewählt.

Gewerkſchaftliches.
Unternehmer und die 88 152 und 153.

Die Strafkammer in Karlsruhe i. B. beſtätigte das erſt
inſtanzliche Urteil des dortigen Schöffengerichts, wonach der
Vorſitzende des Deutſchen Fleiſcherverbandes, Obermeiſter Karl
Maryx aus Frankfurt a. M., und der ebenfalls in Frank-
furt a. M. wohnende Geſchäftsführer dieſes Verbandes, Ludwig
Zerwes, zu je 1 Tag Gefängnis verurteilt wur-
den. Bei einem Lohnkampfe der Karlsruher Metzgergehilfen,
bei dem es ſich um die Anerkennung des Tarifs handelte,
ſchrieben die Angeklagten an drei Karlsruher Jnnungsmeiſter,
die den Tarif anerkannt hatten, ſie würden öffentlich gebrand-
markt, falls ſie ihre Zuſage, die ſie den Geſellen gegeben, nicht
zurücknähmen. Es würde vor allem dafür geſorgt, daß die
len erenden keine Warenlieferung an Behörden mehr er-

ielten.
Das Gewerkſchaftskartell bekam von dieſem Brief Kenntnis

und übergab ihn der Staatsanwaltſchaft, da alle Merkmale
Bedrohung und Schädigung vorlagen, welche ſonſt den Ar-
beiter unter Anklage bringen. Marx und Zerwes mußten ſich
zunächſt vor dem Schöffengericht Karlsruhe verantworten.
Dieſes verurteilte jeden der Herren zu je einem. Tag Gefäng-
nis. Darob war man in Jnnungskreiſen aus dem Häuschen,
man legte ſofort Berufung ein mit dem eingangs erwähnten
Erfolge. Das Urteil iſt ſchon ſeiner Seltenheit wegen be
merkenswert.

Streik in der Etui- und Kartonnagen-Jnduſtrie in Rathenow.
Wegen Nichtanerkennung des Tarifes trat hier am Montag

die große Mehrzahl der in der Etui und Kartonnagenfabri-
kation beſchäftigten Arbeiter und Arbeiterinnen in den Aus-
ſtand. Die hauptſächlichſten Tarifforderungen ſind: 91ſtündige
Arbeitszeit, ein Minimallohn von 23 Mk. für männliche und
12 Mk. für weibliche Arbeiter, bei Akkordarbeit 10 Prozent Auf-
ſchlag; die Unternehmer boten 5 Prozent Lohnaufſchlag, ver
weigerten aber jedes Entgegenkommen auf der Grundlage des
Tarifs. Jn Frage kommen za. 200 Arbeiter und Arbeiterinnen,
die faſt ſämtlich dem Deutſchen Buchbinderverband angehören.
Zwei Geſchäfte haben die Forderungen bereits bewilligt. Die
Ausſtändigen bitten um Fernhaltung des Zu
zuges.
Die Baſalt- und Vulkanolfirma Bayeriſche Hartſtein-Jnduſtrie,
Sitz Würzburg, fordert von ihren Arbeitern unterſchrift-
Iich den Austritt aus der Organiſation und
entläßt jeden Arbeiter, der dieſem Verlangen nicht nach

kommt. Die Firma liefert vornehmlich hre Produkte, wie
Steingruß, KleinſchlagSchlotter, Packlage, Klein- und Groß
Pflaſterſteine und Vulkanolplatten, außer an die Eiſenbahn
verwaltungen, an die Kommunen und Gemeinden. Die Ver-
treter der Arbeiter, wie Gemeindebevollmächtigte und Stadt
verordnete werden dringend erſucht, bei Vergebung von Arbeiten
das Verhalten der Firma ihren Arbeitern gegenüber in Be
tracht zu ziehen. Zu weiterer Auskunft iſt die unterzeichnete
Organiſationsleitung gern bereit.

Der Zentralverband der Steinarbeiter,
M. Lohſe, Würzburg, Rückertſtraße 7.

Der ſechſte öſterreichiſche Gewerkſchaftskongreß
wird von der öſterreichiſchen Gewerkſchaftszentrale zum 17. Ok-
tober und folgende Tage nach Wien einberufen. Außer ge-
ſchäftlichen Angelegenheiten und Wahlen ſtehen Referate über
den Kampf um die Einheitlichkeit der Gewerkſchaftsorgani-
ſation, über die Taktik bei Streiks und Lohnerhöhungen, über
die Tätigkeit des Arbeitsſtatiſtiſchen Amtes und über die

n im Parlament auf der Tagesordnung des Kon
greſſes.

Jahresverſammlung
des

Zentralverbandes der Ortskrankenkalſen.

Regensburg, 10. Juli 1910.
Unter einer ſehr ſtarken Teilnehmerzahl wurde heute hier

die diesjährige Jahresverſammlung des Zentralver-
bandes von Ortskrankenkaſſen im Deutſchen
Reich eröffnet. Der Hauptzweck der Tagung iſt die Be
ſprechung der neueſten Geſtalt des Entwurfs der Reichs
verſicherungsordnung.

Die auf heute abend 7 Uhr nach dem Neuen Hauſe einbe-
rufene Vorverſammlung diente der endgültigen Feſtſetzung der
Tagesordnung für die folgenden Hauptverſammlungen. Die
Delegierten fanden eine Reihe von Vorlagen vor. Ein „Be-
richt der geſchäftsführenden Kaſſe“ (Dresden) er
läuterte die Tätigkeit des Verbandes im abgelaufenen Ge
ſchäftsjähr. Auf 168 Druckſeiten enthält er eine Fülle ſozial
politiſchen und ſtatiſtiſchen Materials. So behandelt er die
Volkshygiene, das Verhältnis der Krankenkaſſen zu den Aerz-
ten, das deutſche Volksbadeweſen, die Krüppelfürſorge, Arbeits-
loſenverſicherung, Wohnungsreform uſw. Dem Zentralver-
bande gehören 323 Lokal- oder Unterverbände und große Orts-
krankenkaſſen an. Am Schluß des Berichts befinden ſich die
Eingaben, welche der Zentralverband an den Bundesrat und
Reichstag eingereicht hat und eine Entſcheidung des preußi-
ſchen Oberverwaltungsgerichts vom 5. April 1909, wonach die
Krankenkaſſen in beſchränktem Umfange Aufwendungen für den
Verband machen können.

Hinſichtlich der Tarifgemeinſchaft zwiſchen dem Zentralver-
band der Ortskrankenkaſſen und dem Verband der Bureau-
angeſtellten wurde berichtet, daß dieſe nunmehr von 144 der
größten Ortskrankenkaſſen mit 2140 Angeſtellten eingeführt iſt.
Das iſt eine knappe Hälfte ſämtlicher überhaupt vorhandener
Angeſtellten.

Nach begrüßenden Worten von Fräßdorf- Dresden werden
Fräßdorf, Wibinger-Regensburg und Brandes-
Magdeburg als Vorſitzende und Lorbeer-Hannover, Roſi g-
Lehn, Preuß Hamburg als Schriftführer in das Bureau
gewählt.

Hierauf wird die Reihe der Tagesordnungsquelle feſtgeſegtt,
wobei es im allgemeinen bei den proviſoriſchen Vorſchlägen
verbleibt.

Schließlich ſprach man noch darüber, daß auch jetzt noch
Aufſichtsbehö rden den Kaſſen die Teilnahme an den
Tagungen des Zentralverbandes verbieten.

Hierauf wurden die Verhandlungen vertagt.

2. Verhandlungstag.
Regensburg, 11. Juli.

Die heutige Tagung wird mit Begrüßungsanſprachen einiger
Vertreter Regensburger Ortskrankenkaſſen eingeleitet. Frä ß-
dorf Dresden weiſt auf den hiſtoriſchen Boden der Stadt
Regensburg hin. Die Tagung ſei eine der wichtigſten des
Zentralverbandes; ſtehe doch die Reichsverſicherungs-
ordnung nochmals zur Erörterung. Gegen die Ortskranken-
kaſſen ſei in einer Weiſe gehetzt worden, als gäbe es nichts
wichtigeres zu tun, als die Ortskrankenkaſſen aus der Welt zu
ſchaffen. Es ſei ſehr wichtig, daß Arbeiter und Unternehmer
auf dem Gebiete der Sozialreform zuſammenarbeiten.

Verbandsdirektor He.ſſe- Dresden gibt ſodann den Be
richt der geſchäftsführenden Kaſſe, der auch gedruckt vorliegt.
Sie habe das Beſtreben gehabt, den Bericht zu einem Jahr und
Nachſchlagebuch der Sozialpolitik auszugeſtalten. Jn ſeinen
Erläuterungen weiſt er nach, daß die Aerzte aus der Arbeiter
verſicherung große Vorteile gezogen haben.

Nunmehr wird in die Beſprechung der Reichsverſiche-
rungsord nung eingetreten. Erſter Referent iſt Rechts
anwalt Dr. Mayer-Frankental. Bei der ſeitherigen
Erörterung der Frage ſeien die Gegenſätze der Berufsgruppen
ſchon ſtark aufeinander geplatzt. Man vermiſſe aber oft große
Geſichtspunkte und Prinzipien. Die Beſchlüſſe der Reichstags
kommiſſion hängen ſehr von Zufallsmehrheiten ab. Jn der
Frage der Teilnahme der Kaſſen an großen Verbänden und
Tagungen bringt die Reichsverſicherungsordnung keine Ver-
beſſerung. Die Entſcheidung, ob die einzelne Kaſſe das darf,
ſoll bei den Miniſterien der Bundesſtaaten liegen. Wir wollen
nicht nur eine geſetzliche Feſtlegung des Kongreßrechtes, ſondern
auch eine Feſtlegung der Rechtsgrundlagen des Zentralver-
bandes. Das Problem der Vereinheitlichung der Verſicherungs-
behörden iſt zwar in fortſchrittlicher, aber noch nicht genügender
Weiſe gelöſt. Die Verſicherungsämter müſſen ſelbſtändige
Einrichtungen ſein. Es ſei eine wichtige Aufgabe des Kon
greſſes, auszuſprechen, daß eine einheitliche Organiſation der
Verſicherungsbehörden im Sinne des erſten Regierungsent-
wurfs wieder hergeſtellt werde. Jn bezug auf den Kreis der
Verſicherten bringe der Entwurf einen Fortſchritt. Die Ver-
ſicherungspflicht müſſe aber auch auf die kleinen ſelbſtändigen

Kattune Steppdecken
Mousseline Gardinen
Kleiderstoffe Vitragen
Blaudrucks Gartendecken
Gingham Bettfedern

Mitglied des
Rabatt Spar-Vereins.

Saison Ausverirauf.
Wegen vorgerülckter Saison verkaufe ich r zu ganz hesonders billigen Preisen Du

Reste Von allen Artikeln
und

angestäubte Damenhemden
bedeutend im Preise ermässigt-
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Gewerbetreibenden, Landwirte uſw. ausgedehnt werden. Redner
erörterte ſchließlich noch die Vereinheitlichung der Verſiche
rungsträger und die Selbſtverwaltung der Krankenkaſſen.
Keine Politik in den Krankenkaſſen, aber auch keine Politik
gegen die Krankenkaſſen! (Beifall.)

Reichstagsabgeordneter von Pfetten, der als Gaſt an
weſend iſt, wendet ſich gegen den Vorredner. Der Entwurf der
Reichsverſicherungsordnung müſſe von al len Seiten betrachtet
werden. Die wirtſchaftlichen Verſchiedenheiten der Berufs-
gruppen müſſen berückſichtigt werden. Gewiſſe politiſche Rück-
ſichten hätten in der Reichstagskommiſſion allerdings eine Rolle
geſpielt. (1)

Brachel-Köln ſpricht ſodann über die Arzt- und
Apothekerfrage. Die Frage des Arztſyſtems müſſe der
Entſcheidung der Kaſſen überlaſſen bleiben. Die Arztfrage
hat ihren Grund in der unheimlichen Vermehrung
der Aerzte. Letztere ſetzen ſich oft über ethiſche Bedenken
leicht hinweg. Selbſt das Reichs gericht habe oft ausge
ſprochen, daß Maßnahmen der Aerzte mit den guten Sitten in
Widerſpruch ſtehen. Die Krankenkaſſen ſind zur Gewährung
der ärztlichen Hilfe verpflichtet, die Aerzte aber nicht. Die vor
geſchlagenen Vertragsausſchüſſe ſtellen einen ganz komplizierten
Mechanismus dar, der ſchon deshalb nicht funktionieren kann.
Es hat ſich ein neuer Begriff „ärztlicher Standesehre“ heraus-
gebildet: unzuläſſig iſt, was die Aerzteorganiſation nicht will.
Jn dem Rufe: Schutz der Krankenkaſſen gegen die Aerzte, ſind
alle Sozialpolitiker einig. (Beifall.)

Vom Bureau der Verſammlung wird das Ergebnis einer
Umfrage bei den Arbeitgebern der einzelnen Kaſſen über
deren Anſichten hinſichtlich der Halbierung der Beiträge ver-
öffentlicht. Die Arbeitgeber von 274 Kaſſen lehnen dieſe Hälfte-
lung ab, 33 ſtimmen ihr zu. Letztere ſind nur kleine Kaſſen.

Der zweite Referent zur Reichsverſicherungsordnung, M a g-
naneBerlin, erörtert ſpeziell das in den Regierungsvor-
ſchlägen vorgeſehene „Recht“ der Kaſſenangeſtellten. Jn Zu
kunft ſoll zwiſchen Kaſſenbeamten mit dem Charakter wirk
licher öffentlicher Beamter und gewöhnlichen Kaſſenangeſtellten
unterſchieden werden. Gegen die vorgeſehenen Dienſtordnungen
ließe ſich nichts einwenden, nur muß ihre Aufſtellung den
Kaſſen und deren Angeſtellten allein überlaſſen bleiben.

Albert Kohn- Berlin als dritter Referent ſpricht be
ſonders über Verhütung von Krankheéiten. Auch hier ſtehen
kleinen Verbeſſerungen eine Reihe von Verſchlechterungen
gegenüber. Mit der Möglichkeit, daß eine Reihe von Dingen,
wie die Bezahlung der Hebammengebühren uſw. eingeführt
werden kann, iſt nicht geholfen, dieſe Leiſtungen müſſen
obligatoriſch vorgeſehen werden. Jn der Krankheits-
vorbeugung liegt der Schwerpunkt der Krankenverſiche
rung. Wir verlangen für alle Verſicherte (auch die Land-
arbeiter uſw.) gleichmäßige Unterſtützung. Die Kranken-
kaſſen müſſen dem Schutze der Volksgeſundheit dienen. (Leb
hafter Beifall.)

Jn der Diskuſſion ſpricht zunächſt Wüßtner- Leipzig
(Arbeitgeber). Das jetzt beſtehende ideale Verhältnis in den
Ortskrankenkaſſen werde noch idealer, wenn die Unternehmer
in gleicher Zahl wie die Verſicherten vertreten ſeien.
(Widerſpruch.)

Fräßdorf- Dresden bringt einen Fall aus dem Aerzte
kampf zur Sprache. Ein Arzt habe es abgelehnt, ihn (Fräß-
dorf) ärztlich zu behandeln, weil er ein Gegner der Aerzte ſei.
Später ſei der Fall in der Aerztepreſſe ganz falſch dargeſtellt
worden. Redner verlieſt eine Erklärung gegen den betr. Arzt
(Dr. Morſchbach), wonach dieſer wider beſſeres Wiſſen Be-
hauptungen aufgeſtellt habe, um ihn (Fräßdorf) herabzuſetzen.

Apotheker Skaller-Charlottenburg behandelt die
Apothekenfrage, Müller-Hameln tritt für glatte Ab-
lehnung der Reichsverſicherungsordnung ein, Gräf-Frank-
furt a. M. nennt die Reichsverſicherungsordnung ein „Sogzia
liſtengeſetz in Kaſſenpackung“, das mit der angeblichen Dumm-
heit der Kaſſenvorſtände begründet wird, Schütz-Düſſel-
dorf ſpricht zur Arzneiverſorgung, die geregelt werden muß,
Pollender- Leipzig ſtellte die Ausführungen von
Wüßtner-Leipzig richtig. Mit dem Syſtem der freien Arztwahl
könne man auskommen, wenn es mit ſcharfen Kontrollmaß-
nahmen verbunden. Geſetzlich dürfe die freie Arztwahl trotz
dem nicht eingeführt werden. Nachdem noch Soller-Köln,
Geißler-Hof, Paß-Remſcheid uſw. geſprochen, wird
die Verſammlung vertagt.

Mllerlei,
Der Aſtronom Galle geſtorben.

Berlin, 11. Juli. Profeſſor Gottfried Galle, der Senior
der deutſchen aſtronomiſchen Wiſſenſchaft, der Entdecker des
Planeten Neptun, iſt geſtern in Potsdam im Alter von 98
Jahren geſtorben.

Rettungslos verloren!“
Bisher konnten die ſeit Donnerstag auf der Zeche Haſen-

winkel bei Lin den durch Geſteinsſturz verſchütteten
beiden Brüder Neuhaus noch nicht geborgen werden. Am
Sonnabend vormittag gaben die Verſchütteten Klopfzeichen
und man hatte alſo Hoffnung, die beiden noch lebend zu bergen.Die Arbeiten waren auch ſchon ſoweit gediehen, daß man den

Verſchütteten ganz nahe war, als plötzlich ein gewaltiger N a ch
ſt ur z erfolgte. Seitdem iſt jede Verſtändigung mit den Ver
ſchütteten unterbrochen. Trotzdem hat man die Hoffnung,
die beiden Bergleute zu retten, noch nicht aufgegeben es iſt
aber beſtenfalls kaum zu erwarten, daß man vor Mitte der
Woche zu ihnen gelangt.

Seminariſten im Hungerſtreik.
Czernowitz, 11. Juli. Die Zöglinge des hieſigen grie-

chiſchen orientaliſchen klerikalen Seminars verweigern die Auf-
nahme der ihnen verabreichten Speiſen. Der Hungerſtreik iſt
eine Demonſtration gegen die ſchlechte Beköſtigung in
der genannten Anſtalt. Alle Tage „Kloſterſuppe“, das ſoll
auch ein Menſch aushalten.

Verantwortlich für Leitartikel, Politiſche Ueberſicht, Partei
nachrichten, Ausland, Gewerkſchaftliches, Feuilleton und Ver
miſchtes Karl Bock, für Lokales Otto Niebuhr, für
Provinzielles und Verſammlungsberichte Gottl. Kasparek,
ſämtlich in Halle.
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Eme neue Strategje.
Von K. Kautskhy.

(Schluß.)
7. Ermattungsſtrategie und Wahlkampf.

Und nun noch ein paar Worte über die Ermattungsſtrategie.
Wichtiger wäre es, ſich mit der Genoſſin Luxemburg über
unſere jetzige Taktik auseinanderzuſetzen. Aber auch das ver
ſpricht nicht ſehr fruchtbringend zu werden, da ſie ja die Dis
kuſſion von vornherein auf ein falſches Gleiſe ſchiebt, indem
fie einfach bemerkt, unter der „Ermattungsſtrategie“ verſtehe
ich bloßen „Nichtsalsparlamentarismus“ im Gegenſatz zu jeder
Maſſenaktion. Woher ſie zu dieſer Anſicht kommt, weiß ich
nicht, ich habe nie etwas derartiges geäußert.

Als Ermattungsſtrategie bezeichnete ich die Geſamtheit der
bisherigen Praxis des ſozialdemokratiſchen Proletariats ſeit
dem Ende der ſechziger Jahre. Jch glaubte, dieſe ſei genug
bekannt, um nicht erſt ausführlich erläutert werden zu müſſen.
Dieſe Praxis geht dahin, den Krieg gegen den beſtehenden
Staat und die beſtehende Geſellſchaft in einer Weiſe zu führen,
die das Proletariat beſtändig ſtärkt, ſeine Gegner beſtändig
ſchwächt, ohne ſich dabei zu einer Entſcheidungsſchlacht provo
zieren zu laſſen, ſolange wir die Schwächeren ſind. Uns dient
alles, was unſere Gegner desorganiſiert und ihr Anſehen wie
ihr Kraftgefühl untergräbt, ebenſo alles, was das Proletariat
organiſiert, ſeine Einſicht und ſein Kraftgefühl hebt, das Zu
trauen der Volksmaſſe zu ſeinen Organiſationen mehrt. Da
zu gehört nicht bloß der Parlamentarismus, dazu gehören auch
glücklich ausgefochtete Lohnbewegungen und Straßendemon-
ſtrationen.

Gerade die jüngſte Demonſtrationskampagne war ein Muſter
erfolgreicher Ermattungsſtrategie. Wenn wir uns ſtets als
Peitſche fühlen ſollten, hätten wir nach dem Verbot der Ver-
ſommlung im Treptower Park am 6. März die Maſſen auf-
fordern müſſen, dem Verbot zu trotzen, bewaffnet zu erſcheinen
und gewaltſam die Abhaltung der Verſammlung zu erzwingen.
Das wäre Niederwerfungsſtrategie geweſen. Ermattungs-
ſtrategie war es, dem Feinde dort auszuweichen, wo er uns
erwartete, ihn zu überliſten durch ein Manöver, das die Ueber
legenheit unſerer Organiſation über die des Gegners ins glän
zendſte Licht ſetzte. Das Selbſtbewußtſein der Maſſen wie die
Beſtürzung der Gegner wurde dadurch erheblich geſteigert.
FJch bin alſo weit entfernt davon, „Nurparlamentarismus“

zu predigen. Aber das iſt kein Grund, die Bedeutung des
Parlamentarismus zu unterſchätzen. Es wird unter den ge-
gebenen politiſchen Verhältniſſen kaum ein Mittel geben, außer
einem ſiegreichen Maſſenſtreik, das ſo große moraliſche Wir-
kung übt wie ein großer Wahlſieg.

Eine der Hauptaufgaben unſerer Strategie beſteht darin,
das Kraftgefühl des Proletariats und das Zutrauen der Maſſe
zu uns zu ſteigern. Das wird erreicht durch ſichtbare Erfolge.
Nichts iſt ſo erfolgreich wie der Erfolg, ſagt ein engliſches
Sprichwort. Je ſtärker unſere Partei den Maſſen erſcheint,
deſto eifriger werden ſie ihr zuſtrömen, deſto größer ihre An
ſprüche, ihre Kühnheit, deſto mehr werden ſie ſchließlich der
Partei nicht bloß folgen, ſondern ſie vorwärts drängen.

Es gibt aber wenige Erfolge, die ſo ſinnenfällig der Maſſe
unſere ſteigende Kraft dokumentieren, wie Wahlſiege, wie die
Eroberung neuer Mandate. Die Maſſen treiben nicht Statiſtik,
ſie können nicht immer die ökonomiſche und politiſche Ent-
wicklung genügend verfolgen. Die Parteipreſſe iſt ihnen oft
unzugänglich und die gegneriſche Preſſe lügenhaft. Aber wie
immer ſie lügen und fälſchen mag, gewonnene Mandate kann
ſie nicht umlügen.

Wie jedes Streben nach Erfolg, kann freilich auch das nach
Mandaten irreführen, zur Anwendung von Mitteln veran-
laſſen, die dem Erfolg des Augenblicks den der Zukunft opfern.
Gegen ſolches Streben muß man natürlich ſtets auftreten, das
hindert aber nicht, daß jedes ehrlich, in prinzipieller Agitation
erfochtene Mandat ein großer Erfolg iſt, der die Volksmaſſe be
lebt, anfeuert, unſere Sache fördert. Wohl müſſen wir in die
Wahlkämpfe eintreten, um unſere Prinzipien zu propagieren
und die der Gegner zu widerlegen, nicht minder aber auch, um
Wahlkreiſe zu erobern und dadurch unſeren wachſenden Ein
fluß im Volke zu dokumentieren und weiter an Einfluß zu
wachſen.

Die gegenwärtige Situation iſt nun eine ſolche, die es uns
ermöglicht, wenn wir unſere Schuldigkeit tun, einen Wahlſieg
von einer Wucht zu erkämpfen, die ihn zu einer Kataſtrophe
für das herrſchende Regierungsſhftem geſtaltet.

Dieſe Anſchauung begegnet natürlich wieder gewaltigen Hohn
der Genoſſin Luxemburg! Sie meint: „Wenn wir ſiegen und
in welchem Maße wir ſiegen, werden wir ja erleben. Jm vor
aus künftige Siege auskoſten, liegt ſo gar nicht im Weſen
ernſter revolutionärer Parteien“; derartiges paſſiert
nur Leuten, die ſo wenig ernſt ſind, ſo allen revolutionären
Empfindens bar wie unſereins.

Und weiter fragt Genoſſin Luxemburg, was ſich Erhebliches
ändert, wenn wir wirklich 125 Mandate eroberten? Wir blei
ben eine Minorität, und es ändert ſich nichts, wenn unſere
Gegner ſich nicht zu einem Staatsſtreich hinreißen laſſen. Es
kann alſo

„die Frage, ob wir mehr oder weniger Mandate bei den näch-
ſten Wahlen erobern uns ziemlich kühl laſſen“.

Das iſt eine ſehr ſtrenge Sittenpredigt. Aber auch der
ſtrengſte Sittenprediger kann einmal ſündigen. Jn dem Ar
tikel der Dortmunder Arbeiterzeitung, der unſere Diskuſſion
hervorrief, erklärte unſere ernſte revolutionäre Genoſſin, die
Maſſen könnten einen Grad von Aufklärung und Stimmung
erreichen,
der die kommenden Wahlen zu einem betäuben

den Waterloo für das herrſchende Syſtem geſtalten
wird“.
Das iſt genau dieſelbe „Auskoſtung künftiger Siege“, für die

ich meine Strafpredigt erhielt. Nur drückt ſich mein Abraham
a Santa Roſa noch draſtiſcher aus.

Damit iſt freilich nicht geſagt, daß wir in dieſem Punkte ganz
einig ſeien. Die Genoſſin Luxembeirg erwartet den nötigen
Grad von Aufklärung und Stimmung der „breiteſten Maſſen“,
der die Reichstagswahlen zu einem „betäubenden Waterloo“

geſtalten ſoll, von einem Maſſenſtreik, der vor ihnen ausge
fochten wird. Und das zu begreifen wird mir ſchwer. Ent

weder ſiegt der Maſſenſtreik, und dann muß dieſer zu einem

ſtützung

ſo „betäubenden Waterloo“ für unſere Gegner werden, daß
keine Reichstagswahl es mehr übertrumpfen kann. Oder ber
Maſſenſtreik ſiegt nicht, und dann wird er zu einem „betäuben-
den Waterloo“ für un s, und es gehört ſehr viel „revolu-
tionärer Ernſt dazu, um aus einer ſolchen Niederlage ent
ſpringende „künftige Siege“ vorher „auszukoſten“.

Damit ſind wir wieder zu dem Ausgangspunkt der Dis-
kuſſion zurückgekehrt. Er ſei nochmals mit kurzen Worten zu
ſammengefaßt, da er über der Fülle von Einzelheiten, die auf
tauchten, verloren gehen konnte.

Die Genoſſin Luxemburg erklärte anfangs März, die
Straßendemonſtrationen ſeien überholt, ſchärfere Mittel müß-
ten in Anwendung gebracht werden. Die Zeit zur Anwendung
des Jenager Beſchluſſes ſei gekommen.

Darauf erwiderte ich ihr, daß das Maß der Erregung, das
unzweifelhaft unter den Maſſen herrſche, noch nicht jene Höhe
erreicht habe, die allein unter deutſchen Verhältniſſen einen
ſiegreichen Maſſenſtreik erwarten laſſe. Sei ein ſolcher aber
unter den gegebenen Umſtänden nicht zu erwarten, dann gebe
es nur ein Mittel, die Aktion über das erreichte Stadium hin
auszutreiben, die nächſten Reichstagswahlen. Dieſe fänden
unter den beſten Ausſichten für uns ſtatt. Auf ſie hätten wir
unſere Aufmerkſamkeit und Kraft jetzt ſchon hinzulenken. Die
Neuwahlen würden eine ganz neue Situation ſchaffen, die
ſich heute noch nicht beſtimmen laſſe. Jmmerhin würde ein
großer Wahlſieg ein ſo geſteigertes Kraftgefühl der Maſſe, eine
ſo geſteigerte Nervoſität der Gegner ergeben, daß daraus eher
eine Maſſenaktion entſpringen könne, die in einem Maſſen
ſtreik ende, für deſſen ſiegreichen Ausgang dann die Vorbe-
dingungen weit günſtiger lägen als heute.

Da ich den Maſſenſtreik als eine Aktion betrachte, die dem
ſpontanen Druck der Maſſe entſpringt, habe ich natürlich nicht,
wie man nach manchen Ausfällen der Genoſſin Luxemburg an-
nehmen könne, den Maſſenſtreik für jetzt abbeſtellt, um ihn für
die Zeit nach den Wahlen anzukündigen. Jch betrachte ihn als

ein Elementarereignis, deſſen Eintreten nicht nach Belieben
herbeizuführen iſt, das man erwarten, nicht aber feſtſetzen
kann.

Die Genoſſin Luxemburg hat meinen Hinweis auf die
Reichstagswahlen mit Hohn abgetan. Aber ſoviel ſie dagegen
ſagte, vergeblich ſuche ich nach einer anderen greifbaren Parole,
die ſie heute der meinen entgegenſetzt. Sie forderte im März
von uns eine „Parole“ für den „nächſten Schritt“, den wir zu
unternehmen haben und der der Maſſenſtreik ſein ſolle. Heute
ſpricht ſie nur noch von der Notwendigkeit der Erörterung
des Maſſenſtreiks, welche Erörterung zum

„hervorragenden Mittel wird, indifferente Schichten des
Proletariats aufzurütteln, proletariſche Anhänger der bürger-
lichen Parteien, namentlich des Zentrums, zu uns herüber-
zuziehen, die Maſſen für alle Eventualitäten der Situation
bereit zu machen und endlich in wirkſamſter Weiſe auch die
Reichstagswahlen vorzubereiten“.

Das heißt, ſie ſpricht nicht mehr von der Notwendigkeit der
Aktion durch den Maſſenſtreik als nächſten Schritt vor den

Reichstagswahlen, ſondern von der Notwendigkeit der Agita-
tion zur Vorbereitung der Reichstagswahlen,
wobei auch der Maſſenſtreik zu behandeln iſt.

Jſt das die Parole, die ſie jetzt ausgibt, dann frage ich, wo
mit ſie die Verachtung für meinen Standpunkt rechtfertigt?

Oder will ſie jetzt noch den Standpunkt vertreten, den ſie in
ihrem Artikel für die Neue Zeit anfangs März vertrat, daß die

Zeit für die Anwendung des Jenauer Beſchluſſes gekommen
ſei? Oder will ſie behaupten, damals, anfangs März, ſei der
richtige Zeitpunkt dafür geweſen, und nur der Redakteur der
Neuen Zeit habe die Revolution im Keime erſtickt, indem er
ſich weigerte, ſeine „Schuldigkeit zu tun“ und den Artikel der
Genoſſin Luxemburg abzudrucken?

Auf alles das haben wir in ihrer Erwiderung keine Antwort
bekommen, ebenſowenig wie auf die Frage, in welcher Weiſe

ſich die Genoſſin Luxemburg einen Maſſenſtreik unter den
deutſchen Verhältniſſen vorſtellt. Als Ergebnis ihrer neuen
Strategie bleibt nichts übrig als ein Bündel Fragezeichen.

halle und Saalkreis.
Halle a. S., 12. Juli 1910.

Eine mittelſtändleriſche Krankenkaſſe.
Das Leipziger Schöffengericht hatte ſich mit einer Be

leidigungsklage zweier Direktoren der mittelſtändleriſchen Ver
ſicherungsbank Friedrich Auguſt gegen einen früheren
Generalagenten der Bank zu befaſſen, der eine Anzahl Be
ſchüldigungen gegen die Geſchäftsgebarung der Kaſſe erhoben
hatte. Der Beklagte war zwar nicht in der Lage, den Beweis
für ſeine Behauptungen zu erbringen, und er wurde zu drei-
hundert Mark Strafe verurteilt. Jedoch förderte die umfang-
reiche Zeugenvernehmung Tatſachen zutage, die bewieſen, daß
die Brank Friedrich Auguſt den Krankenkaſſen zuzuzählen iſt,
vor denen gewarnt werden muß. Es geht zwar alles hübſch

geſetz und ſtatutenmäßig zu, aber das Statut hat einige
Klauſeln, die den Mitgliedern zu Fallſtricken werden. Es wurde

u. a. bewieſen, daß Mitgliedern lediglich aus dem Grunde das
Krankengeld verweigert wurde, weil ſie nicht rechtzeitig das
ärztliche Zeugnis auf dem vorgeſchriebenen Formu-
la r beigebracht hatten, obwohl ſie ein ärztliches Atteſt einge
ſandt hatten. Weiter iſt es vorgekommen, daß die Direktoren
und ihr Vertrauensmann behaupteten, ein Patient ſei ge-
ſchlechtskrank; ſie verweigerten deshalb die Zahlung des
Krankengeldes. Die Gerichte haben mehrfach die Kaſſe erſt zur
Zahlung verurteilen müſſen. Einer Frau wurde die Unter-

verweigert, weil ihre Unterleibskrankheit mit
Schwangerſchaft zuſammenhängen ſollte. Anderen Mitgliedern
wurden ihre Bezüge gekürzt, weil ſie nicht ganz pünktlich ihre
Beiträge abgeführt hatten. Ein früherer Agent teilte mit, er
habe ſeine Stellung aufgegeben, weil es nach ſeiner Anſicht
nicht korrekt in der Bank zuging. Die Direktoren hätten ihn
angewieſen, den zu werbenden Mitgliedern nichts aus den
Statuten vorzuleſen; den Leuten ſollte es überlaſſen bleiben,
die verfänglichen Stellen ſelbſt aufzufinden. Ein Mietglied,
dem die Unterſtützung wegen des fehlenden ärztlichen Formu-
lars verweigert wurde, gedachte auszutreten, iſt aber vom Ge
richt verurteilt worden, noch bis zu einem beſtimmten Termin
die Beiträge zu entrichten. Zwei Arzte erklärten, daß die Leute
unklug daran tun, ſich in derartige Kaſſen aufnehmen zu laſſen.

Sie hätten ſtets davon abgeraten; die Leute könnten ihnen
leid tun.

Der Prozeß hat gezeigt, daß auch die Verſicherungsbank
Friedrich Auguſt in einer Linie mit jenen Kaſſen ſteht,
denen gegenüber dringend Vorſicht geboten iſt.

Das Wohnungselend in Halle.
I.

Seit mehr als einem Jahrzehnt iſt die Wohnungsfrage in
Halle akut. Mehr als zehn Jahre ſchon dauert der Zuſtand
empfindlichſten Wohnungsmangels in der Stadt Halle an und
noch haben es die verantwortlichen Körperſchaften der Stadt
nicht verſtanden, wenigſtens die einleitenden Schritte zur ent
ſcheidenden Abhilfe zu unternehmen. Denn das ſei gleich
vorausgeſchickt, ſo notwendig und nützlich die Einrichtung einer
Wohnungsinſpektion iſt, die im Prinzip beſchloſſen wurde, den
Grundurſachen des Wohnungselends kann die Wohnungs-
inſpektion nicht ander gegenüberſtehen, als wir. Sie kann
dazu nichts anderes tun, als wir ſeit zehn Jahren und länger.
Sie kann Kritik üben, kann ſie infolge umfaſſenden Materials
vertiefen und infolge ihrer amtlichen Qualifikation eindring
licher geſtalten, aber das iſt auch alles. Jn der Wohnungzs-
inſpektion iſt alſo kein Anfang zur endlichen Beſeitigung des
Halleſchen Wohnungselends zu erblicken zu dem Zwecke bedarf
es anderer ungleich bedeutſamerer Mittel. Doch davon ſpäter.

Vor faſt genau zehn Jahren, am 4. Juli 1900, mußte die
Armendirektion in einer Veröffentlichung des Magiſtrats-
organs ſchreiben:: „Der Mangel namentlich an
kleinen Wohnungen iſt ſo drückend geworden,
daß es die höchſte Zeit iſt, daß Abhilfe ge-
ſchaffen wird.“ Mit dieſer amtlichen Feſtſtellung der Woh
nungsnot leitete Genoſſe Swienty ſeine im Auftrag des
Sozial demokratiſchen Vereins geſchriebene Broſchüre über Di e
Wohnungs verhältniſſe der Arbeiter in Halle
a. S. ein. Dieſe Feſtſtellung geſchah im Anſchluß daran, daß
ſich in den erſten Tagen des Juli 1900 etwa 30 Familien
bei der Armendirektion meldeten, die eine Wohnung nicht fin
den konnten und im Armenhauſe oder in den Cholerabaracken
untergebracht werden mußten. Eine Behörde der Stadt kon-
ſtatierte alſo vor zehn Jahren bereits das Beſtehen der Woh-
nungsnot und erklärte, daß es „die höchſte Zeit ſei“, daß Abhilfe
geſchaffen werde! Die zehn Jahre ſind verſtrichen, es iſt infolge
der Saumſeligkeit der ſtädtiſchen Körperſchaften „die höchſte
Zeit“ geblieben, getan wurde nichts. Die Verhältniſſe des
Jahres 1900 haben ſich in keiner Weiſe gebeſſert, ſie haben ſich
ſogar verſchlechtert, wie aus den Mitteilungen des Statiſtiſchen
Amtes der Stadt Halle hervorgeht. Während im Jahre 1900
noch 1,13 Prozent der Wohnungen insgeſamt leer ſtand
natürlich auch viel zu wenig! iſt dieſe Ziffer im Jahre 1910
auf 0,98 Prozent geſunken. Es gibt im Deutſchen Reiche über
haupt nur zwei oder drei Städte, die auf dieſem Gebiete gleich
jammervolle Verhältniſſe haben wie Halle. Was aber noch
beſonders feſtgehalten zu werden verdient, iſt die Tatſache,
daß den größten Verluſt leerſtehender Wohnungen die Klein
wohnungen, die Behauſungen der Arbeiterſchaft, aufweiſen.
Bei ihnen dürfte der Prozentſatz leerſtehender Wohnungen
kaum mehr als 0,5 bis 0,6 Prozent betragen, iſt doch ihre
abſolute Zahl von 308 in 1908 auf 182 in dieſem Jahre ge
ſunken. Die Folge davon iſt ſelbſtverſtändlich, daß für dieſe
Wohnungsgattung ganz unerhörte Mietpreiſe beſtehen, die
außerdem immer weiter ſteigen. Aber das wollen ja die Haus
beſitzer.

Nun jedoch hörten wir bereits bei verſchiedenen Gelegen
heiten, daß in Halle etwa 400 Wohnungen beſtänden, die über
haupt nicht als menſchliche Wohnungen in Frage kommen
könnten, aber trotzdem bewohnt würden. Dieſe Angabe iſt zu
finden in den „Grundzügen für die geplante Wohnungsinſpek-
tion“, die der Stadtarzt dargelegt hat. Auch in verſchiedenen
Stadtverordnetenſitzungen der letzten Zeit iſt dies oder etwas
Aehnliches zur Sprache gebracht worden. Man erwähnte dort
eine Nachweiſung ſolcher Wohnungen, deren Be
nutzung nicht empfehlenswert ſei, aber doch poli-
zeilicherſeits geſtattet würde. Sie ſollte reichlich 370 Woh
nungen umfaſſen.

Nach allen dieſen Angaben hätten wir alſo in Halle die
tieftraurige Tatſache zu verzeichnen, daß nach Abrechnung
der polizeiwidrig ſchlechten Wohnungen in der Zahl von
etwa 370 der Allgemeinheit faſt überhaupt keine mietbare
Wohnungen zur Verfügung ſtehen!

Nur dadurch, daß die Bewohnung unzulänglicher, gefähr-
licher, geſundheitsſchädlicher Räume geſtattet iſt, ſchlägt man für
Halle überhaupt noch einen Prozentſatz von Leerwohnungen
heraus! Man rechne doch: 426 Leerwohnungen wurden am
1. Mai d. J. ermittelt. Davon ab 370, bleibt 56. Das macht von
den über 42 000 Wohnungen einen Prozentſatz von 0,1 aus!
Wenn man das weiß, erklärt ſich auch der Widerſtand der
Hausbeſitzer gegen die Einführung der Wohnungsinſpektion
reſtlos. Denn ſie wird nicht anders können, als an dieſem
Punkte einzuſetzen und muß notgedrungen damit die Ausbeute-
Intereſſen der Hausbeſitzer ſchädigen.

Es bot ſich uns Gelegenheit, den unendlich traurigen Ver-
hältniſſen auf dieſem Gebiete nachzugehen. Jn einigen fol
genden Artikeln werden wir die Erfahrungen über die Aus
dehnung des Halleſchen Wohnungselends darlegen. Der Leſer
kann ſich daraus überzeugen, daß in Halle jammerbollere Zu
ſtände im Wohnungsweſen herrſchen, als in irgend einer Stadt
des Reiches. Dieſen „Ruhm“ der Heimatſtadt geſichert zu
haben, iſt das Werk derer, die als Nutznießer eines verrotteten,
durch örtliche Beſtimmungen verſchlechterten Wohnungsſhſtems
zu betrachten ſind.

Dr. Vogelſang und das Dennnziantentum.
Es iſt eine längſt bekannte Tatſache, daß die Mansfelder

Gewerkſchaft ohne das ſchäbige, korrumpierende Spitzel- und
Denunziantentum nicht auskommen kann. Bei jeder Gelegen-

heit werden die Bergleute durch fragwürdige erbärmliche Ele
mente beobachtet und beſpitzelt. Die Abkehr iſt faſt ſtets die
Folge einer ſolchen anonhmen Denunziation. Auf dem Hohen-
thalſchachte in Helbra wurde im Januar dem Berg-
mann Ernſt Schippel auf Grund eines anonhmen Schrei-
bens kurzerhand gekündigt. Der Oberſteiger, der die Kündi-
gung ausſprechen mußte, zeigte dem Bergmann den vminöſen
Brief und betonte, daß er ihn ſehr ungern entlaſſe, aber ey
könne nicht anders.

Dieſer Fall einer kraſſen Maßregelung iſt im Volksblatt ge
d
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Bührend kritiſiert worden. S wurde geſagt, daß der
Vogelſang von der Maßregelung jedenfalls nichts wiſſe,
denn er habe doch gelegentlich des Bergarbeiterſtreiks ſo eine
Art Ehrenwort abgegeben, daß er anonhmen Denunzia-
tionsbriefen keine Beachtung ſchenken wolle. Durch den Hin-
weis darauf, daß Vogelſang doch mindeſtens Reſerveoffizier
ſei und ſein Ehrenwort alſo eine reſpektable Sache bedeute, ſo
wie durch den Vorwurf, daß er ſein gegebenes Ehrenwort ge
brochen habe, fühlte ſich der Beherrſcher von 20 000 Mansfelder
Grubenſklaven beleidigt und ſtrengte eine Privaiklage gegen
den Kollegen Kaspärek, den verantwortlichen Redakteur
des provinziellen Teils, an.

Das Eisleber Schöffengericht verurteilte denn auch
den Genoſſen Kasparek zu 200 Mk. Geldſtrafe. An jener
Sitzung haben teilgenommen: Gerichtsaſſeſſor Bodenburg
als Vorſitzender, ſowie Kaufmann Fuhrma n n und Gaſtwirt
Böttcher als beiſitzende Schöffen.

Gegen das Schöffengerichtsurteil hatten beide Parteien Be
rufung eingelegt, Kasparek, weil er ſich zu Unrecht ver-
urteilt glaubte, und Vogelſang, weil das Gericht den Preß-
menſchen für die „gehäſſige und beleidigende Herabſetzung“
nicht ins Gefängnis ſtecken wollte.

Wie in der Vorinſtanz, ſo war auch in der geſtern vor der
Eisleber Strafkammer ſtattgehabten Verhandlung der
angeblich ſo ſchwer beleidigte Oberberg- und Hüttendirektor
nicht perſönlich erſchienen, ſondern ließ ſich durch den Rechts-
anwalt Schön vertreten. Der Vertreter des Privatklägers
gab zu, daß der Bergmann Schippel wegen des
an die Direktion gelangten anonymen Schrei-
bens entlaſſen worden ſeill! Eine ehrenwortähn-
liche Erklärung habe der Kläger niemals gegeben. Die ſchwere
Ehrenkränkung, die ihm zugefügt worden ſei, könne nur durch
eine Gefängnisſtrafe geſühnt werden.

Der als Zeuge vernommene Bergmann Schippel be-
kundete, daß der Oberſteiger ihn eines Morgens zu ſich be
ſchieden und geſagt habe, daß er gekündigt werden müſſe. Er
tue das zwar ſehr ungern, aber er könne nicht anders. Jn
einer Verſammlung des Reichstreuen Vereins in Eisleben, in
der auch Schippel anweſend war, habe Dr. Vogelſang geſagt,
daß eine Unmaſſe anonhmer Briefe eingelaufen wären, in
denen über Arbeitskameraden allerlei Angebereien enthalten
geweſen wären. Vogelſang habe hinzugefügt, daß er auf ſolche
Briefe, die keine Unterſchrift trügen, nichts gebe, wer etwas
wolle, der möge zu ihm ſelber kommen. Der Beiſtand des
Klägers bekräftigte die Ausſage des Zeugen dadurch, daß er
meinte, das Schreiben anonyhymer Briefe habe vor
und während des Streiks einen ſolchen Um-
fang angenommen, daß Vogelſang eine öffent-
liche Erklärung in der Zeitung loslaſſenmußte, um ſich der widerlichen ſchmutzigen,
licht ſcheuen Angebereien zu erwehren. Ein
ſchöner Geiſt, den die Mansfelder Gewerkſchaft mit ihrem
Syſtem da groß gezogen hat! D. Red.)

Nach längerer Beratung verkündete der Vorſitzende das
Urteil. Der Angeklagte wird wegen Beleidigung durch die
Preſſe zu 200 Mk. Geldſtrafe verurteilt. Der erkennende Teil
des Urteils ſoll im Volksblatt und im Eisleber Tageblatt ver
öffentlicht werden.

Jn der Verhandlung iſt demnach feſtgeſtellt, daß der Berg
rat Vogelſang in einer Verſammlung zwar ſein Wort, aber
nicht ſein Ehrenwort gegeben hat, anonyme Briefe nicht
beachten zu wollen. Welcher Unterſchied liegt darin? Das
Wort eines Mannes iſt ein Ehrenwort nach allgemeinen Be
griffen. Der gerichtlichen Feſtſtellung haben wir nichts hinzu
zufügen. Wir halten uns nicht verurteilt!

Unwahre Angaben in amtlichen Akten?
Wir erhielten vor einiger Zeit von dem zwangsweiſe zum

1. Oktober penſionierten Polizeiſergeanten Otto Engel-
mann eine Berichtigung dahin, daß die in geſchloſſener Sitzung
der Stadtverordneten aus amtlichen Akten verleſenen Angaben
über ſeine Perſon unrichtig ſeien. Wir fügten dieſer Berichti-
gung hinzu, daß unfre Mitteilungen eben aus amtlichen
Akten, für die das Material von der Polizei geliefert worden
ſein müſſe, ſtammten und alſo nicht wir, ſondern die Polizei
berichtigt worden ſei. Die Polizeiverwaltung ſuchte ſich jedoch
herauszureden, wie folgende Zuſchrift von ihr beweiſt:

Auf Grund des S 11 des Reichspreßgeſetzes wird um Auf-
nahme folgender Berichtigung zu dem Artikel des Volksblatts
Nr. 158 vom 8. Juli 1910 mit der Ueberſchrift „Unwahre
Angaben in amtlichen Akten“ erſucht:

Berichtigung.
Jn den Perſonalakten des penſionierten PolizeiSer-

geanten Engelmann iſt von einem „rüpelhaften und rohen
Betragen gegenüber dem Publikum“ an keiner Stelle die

Rede. Jm Auftrage: v. Doſſow.Die Polizeiverwaltung berichtigt hier etwas, was wir nie-
mals behauptet haben. Mit keinem Wort iſt die Rede davon
in unſerm Artikel, daß in den Perſonalakten des pen-
ſionierten Polizeiſergeanten Engelmann die angeführten Worte
ſtehen ſollten. Aber wir behaupten heute noch, daß ſie in den
Akten befindlich ſind, die der Zwangspenſionierung des Ge
nannten zugrunde liegen. Aus ihnen hat in der geſchloſſenen
Sitzung Stadtv. Döhler die erwähnten Angaben verleſen.
Wer anders ſie in die Akten gebracht haben ſoll, als die Polizei,
iſt uns ein Rätſel.

Das Darumreden hilft der Polizeiverwaltung gar nicht, die
Oeffentlichkeit verlangt klipp und klar Angaben, woher die nach
Behauptung des Herrn Engelmann falſchen Angaben in den
amtlichen Akten ſtammen.

Hrganiſierte Frauen! Die Genoſſinnen, welche in der
letzten Frauenverſammlung des Sozialdemokratiſchen Vereins
zur Arrangierung eines Kinderfeſtes gewählt wurden, werden
erſucht, ſich am Donnerstag abend 8 Uhr im Volkspark ein
zufinden.

Jugendkommifſion.
er Se danke in der Natur. Ueber vorſtehendes

2 twicklungsgedanke in der Natur. Ueber vogeh er ehe Kabte einen Vortrag am Mittwoch den
13 Juni im Freidenker-Verein. Der Eintritt zu dem bei Sachſe
(Älter Markt 11) ſtattfindenden Vortrag iſt frei. Gäſte ſind
freundlichſt eingeladen. Muurunvſrt Die Selamgtmachung

Rieſenlshne für Militäranwärter. e Bekanntmder für Wnerenwarter im Bereich des 4. und 11. Armeekorps

ostüme

Donnerstag abend 8/2 Uhr im Volks

rat auf: Mk. Tai Kreisſtraßenwärter für Zerbſt mit 52 Mk. ha r.
er in Worbis 650 Mk. „Geſamteinkommen“. Diätiſt beim

mtsgericht Greiz 250 Mk. pro e Solche Jammerlöhne
wagen öffentliche Behörden im Zeitalter der Teuerung öffentlich
auszubieten. Die ſolche Löhne erhalten, ſind Proletarier im
wahrſten Sinne des Wortes. Nichtsdeſtoweniger rechnen ſie ſich
meiſtens zu den „Beamten“, die bekanntlich von Amts wegen zur
Treue gegen die Geſellſchaft verpflichtet ſind, die ſie bei lebendigemLeibe verdungern läßt.

Gerichtsferien. Am 15. Juli geht die deutſche Juſtiz in
Ferien, haldſchichtig ſchickt ſie ihre Leute auf je vier Wochen fort,
damit ſie ſich von den Strapatzen des Verknackens erholen. J
den nächſten zwei Monaten, bis zum 15. September. wird alſo
die Juſtiz der Klaſſengeſellſchaft weniger „geiſtige Arbeit verüben.
Strafſachen und ſchleunige Sachen anderer Art werden natürlich
trotzdem verhandelt.

Apollotheater. Am Mittwoch abend bringt das Samſtſche
Metropolenſemble George Prza Schwank Die Dame von
Maxim heraus. Die Titelrolle gibt Emma Brieſe, den Dr. Pe
tipon Direktor Max Samſt, der damit in dieſer Saiſon zum
erſtenmal in Halle auftritt. Faptt abend wird Charleys Tante
zum vorläufig letztenmal aufgeführt.

Fin Dienſtmädchen aus dem Fenſter geſtürzt. Am Sonntag
abend gegen 9 Uhr ſtürzte ſich das Dienſtmädchen Martha
Schwarzwelder in ſelbſtmörderiſcher Abſicht aus dem Fenſter ihrer
Schlafkammer auf den Hof herab. Der Grund zu der Tat iſt bis
jetzt nicht bekannt geworden. Die Sch. wurde in beſinnungs-
loſem Zuſtande mit dem Krankenwagen dem Diakoniſſenhauſe zu
geführt. So meldet, offenſichtlich aus polizeilicher Quelle, die
bürgerliche Preſſe am Orte. Man beachte, daß die Blätter wohl
den Namen des unglücklichen Mädchens nicht aber den der Herr
ſchaft bringen. Deshalb iſt wohl über den Grund zur Tat
„nichts bekannt“

Von einer Rowdhtat berichtet die Polizei. Am Sonntag
abend ſei aus dem Krügerſchen Tanzlokal in der Gr. Wallſtraße
ein Lattcher getreten, um ſich abzukühlen. Währenddem habe der
„rohe Patron ohne irgendeine Veranlaſſung“ auf einen ruhig
ſeines Weges gehenden Studenten eingeſchlagen, ſo daß der Ueber
fallene verwundet wurde. Wenn die Geſchichte wahr iſt, dann
iſt der Täter, der verhaftet wurde, zu verurteilen. Weshalb aber
berichtet die Polizei faſt nie in gleicher Weiſe über viel ſchlimmere
Taten, die von Studenten verübt werden

„Furcht vor Strafe.“ Jn der Nähe der Jahnshöhle ſtürzte
ſich das Schulmädchen Emma M. von hier am Sonntag in die
Saale. Der Maurer Franz Heinrich rettete das Kind. Furcht
vor Strafe ſoll es zu ſeinem Tun veranlaßt haben.

Sachbeſchädigung im Uebermut. Am Montag abend kurz
nach 8 Uhr fühlten einige Männer in der Oleariusſtraße das
Bedürfnis, die Schaufenſterſcheibe eines Fleiſcherladens dort-
ſelbſt zu zertrümmern. Die Roheit gelang ihnen leider. Sie
wurden verfolgt, konnten jedoch nicht eingeholt werden.

Ammendorf, 12. Juli. Die rote Amtsverwaliung.
Viele Leſer unſeres Blattes in Ammendorf werden ſich noch
der ſchnurrigen Begebenheit erinnern, wobei ein roter Pfahl
vom Wegebau, ein Amtsvorſteher und ein Gendarm die Haupt-
rollen ſpielten. Die Geſchichte hat damals weitere ſchlimme
Folgen nicht gehabt, vielleicht deswegen, weil das damals in-
kriminierte Rot den hieſigen Amtsgewaltigen gar nicht ſo
ſtaatsgefährlich erſcheint, wie es den Anſchein hatte. Jetzt hat
der hieſige Amtsvorſteher nämlich eine Bekanntmachung er-
laſſen, die ſich mit dem Plakatweſen beſchäftigt. Deren S 3
lautet: zu den anzuſchlagenden Anzeigen darf Papier von
roter Farbe nicht verwendet werden, welches für die Bekannt-
machungen hieſiger L Behörden vorbehalten bleibt.“

Uns ſcheint es bald ſo, als ob man hier nach dem bekannten
Rezept der Heilsarmee verführe. Die Heilsarmee treibt den
„weltlichen Sinn“ dadurch aus, daß ſie nach Ga ſenhauermelo-
dien fromme Lieder ſingen läßt. Die en Behörden“
in Ammendorf wollen augenſcheinlich die Vorliebe der Arbeiter
5 alles „Rote“ dadurch verſcheuchen, daß ſie die rote
ozuſagen amtlich machen. Ein genialer Plan! Die Arbeiter

aber werden, ſo fürchten wir, hämiſch genug ſein, auch an dieſer
Tatſache einfach zu konſtatieren, daß „Rot“ Trumpf iſt!

Nietleben, 12. Juli. Gemeinderatsſitzung. Der An
trag der Portland-Zementfabrik Saale um Abtretung eines
Flutgrabens wird genehmigt. Grube Neu Glück, Bruckdorf-
Nietlebener Bergbauverein, hat gegen die Steuerveranlagung
Einſpruch erhoben. Zur Beurteilung der Sache ſoll die Grube
eine genaue Deklaration vorlegen. Eine Debatte entſpann
ſich hierbei darüber, ob die Grube nicht auch wie jeder andere
Steuerzahler gezwungen werden kann, die am 15. Mai fällig
geweſenen Steuern zu zahlen. Gemeindevorſteher Franke er
ſucht, hiervon Abſtand zu nehmen, dem wurde entſprochen.
Warum der Ortsſchulze gerade dieſer Grube gegenüber ſoviel
Rückſicht nimmt, iſt uns unverſtändlich. Die Grube iſt einer
von den 6 Wählern der erſten Klaſſe. Jn der Klage der
Grube Neu Glück gegen die Gemeinde auf Zahlung von 500
Mark für überſchrittene Waſſerlieferung hat am 5. Juli in
Halle Termin ſtattgefunden. Die Verſammlung beſchließt, die
500 Mk. vorbehaltlich des Ausfalles des Prozeſſes an die Grube
zu zahlen. Laut Vertrag hat die Grube an die Gemeinde pro
Tag 75 Kubikmeter Waſſer zu liefern. Jnfolge Mehrver-
brauchs durch induſtrielle und andere Nutznießer iſt die Waſſer
lieferung erheblich überſchritten. Durch die Klage ſoll be-
zweckt werden, daß die ehemaligen Brunnenbeſitzer als Ur-
heber des Mehrverbrauchs aus der politiſchen Gemeinde aus
geſchaltet und dadurch zur Regelung ihrer privaten Waſſer-
frage mit der Grube gezwungen werden. Von der Ein
führung der Wertzuwachsſteuer wird vorläufig Abftand ge-
nommen. Das Ortsſtatut über Neubauten und Straßen
wird in der vom Bezirksausſchuß geänderten Form ange-

Gerichtsſaal.
Strafkammer.

Halle a. S., den 9. Juli 1910.
ohe Unterſchlagungen. Ein 27 jähriger Geſchäftsreiſender waru Se lang für die Hildebrandſchen Mühlenwerke in

Böllberg tä g Er bezog ein Monatsgehalt von
150 Mark, 12 Mark Tagesſpeſen und außerdem noch Proviſion
für jeden verkauften Zentner. Jn der Zeit vom Januar bis zum
April ds. Js. unterſchlug er eine Anzahl einkaſſierter Geldbeträge
in Geſamthöhe von 3744 Mark. Er will den erſten Betrag nicht
veruntreut, ſondern mit ſeiner Reiſetaſche, die ihm auf einem
Bahnhof geſtohlen ſei, verloren haben. Erſt zur Deckung dieſes
Fehlbetrages, den er nicht einzugeſtehen gewagt, habe er ſich dann
an Geldern der Firma vergriffen. Nach anderer Angabe ſoll er
Neigung zum Spiel gehabt haben. Ende April wurde er r
und machte in Süddeutſchland einen Selbſtmordverſuch durch einen
Revolverſchuß. Die Verletzung war nicht tödlich, aber immerhin
ſo ſchwer, daß er lange Zeit im Krankenhauſe in Ravensburg zu
bringen mußte. Mit Rückſicht darauf hielt die Strafkammer trotz

jetzt zu Räumungspreisen.

Man sehe die Fenster-

offen Stellen weiſt u. land Zone mit Rieſeneinkünften

o rev v r nene n re e 4
du c i an. Der Staatsanwalt hatte neun

x eirnges ſchon vielfach vorbeſtrafte 46 ſädrige Ar
r wegenbeiter Wihelm Jordan von hier verſuchte ſich im April von einem

ieſigen Möbelfabrikanten durch falſche Angaben über ſeine Ver
tniſſe ein Darlehen von 40 Mark zu erſchwindeln. Bei ſeinem

igsmanöver war er angetrunken, was ihm leider öfter be
egnen ſoll. Der Staatsanwalt beantragt egen ihn ein tJuchibaus Jordan bemerkte dazu, das ſe des prtrg grarzn d

ar ni gehawegen ſolcher lumpigen Sache, von der er do
habe, ſo eine ſchwere Strafe bekommen zu ſollen. Zu ſeiner
freudigen Ueberraſchung ließ ihn die Strafkammer mit Rückſicht
darauf, daß er ſich Jahre lang ſtreiffrei geführt hat, mitzwei Monaten Gefängnis davonkommen. Er entfernte ſich mit
vergnügtem „Adieu!“

Aus den Dachbarkreiſen.
Wahlkreis Torgau Liebenwerda.

Die Diſtrikte, welche den Fragebogen nebſt Abrechnung noch
nicht eingeſandt haben, werden erſucht, dieſes ſofort zu tun.

Zum diesjährigen Kreistage ſind folgende zwei Anträge
geſtellt worden und werden hiermit den Diſtrikten zur Beratung
in ihren Verſammlungen unterbreitet

1. Einführung eines wöchentlichen Beitrages von 10 Pfg.
2. Der jetzige Beitrag iſt beizubehalten.

Die Diſtrikte werden erſucht, über dieſe Anträge in ihren Ver-
ſammlungen recht gewiſſenhaft zu debattieren und ihren Dele-
gierten eine Richtſchnur über ihre Abſtimmung auf dem Kreis-
tage zu geben. Bekanntlich haben ſich die letzten Kreistage ſchon
ernſtlich mit dieſer Sache zu befaſſen gehabt.

Zur Frage 10 im Fragebogen iſt die Zahl aller gewerkſchaftlich
Organiſierten anzugeben, und zwar in allen Orten, ſoweit ſie zu
dem Diſtrikt gehören, um möglichſt genau feſtſtellen zu können,
wieviel Mitglieder die Gewerkſchaften in unſerem Kreiſe haben.
Die Diſtrikte, welche den Fragebogen ſchon eingeſandt haben,
werden erſucht, dieſes dem Zentralvorſtand nachträglich noch mit

zuteilen. Der Zentralvorſtand.
Die antiſozialen Rabattſparvereins.

Jn Mühlhauſen fand am Sonntag eine Tagung des Landes-
verbandes Thüringen im Verbande der Rabattſparvereine
Deutſchlands ſtatt. Vertreten waren die Vereine Mühlhauſen,
Erfurt, Weimar, Gotha, Eiſenach, Pößneck, Neuſtadt (Orla),
Arnſtadt, Berka, Teuchern, Hildburghauſen, Jena, Naumburg,
Blankenburg und Bad-Sulza. Jnsgeſamt gehören dem Ver-
bande 22 Vereine mit 2933 Mitgliedern an. U. a. ſprach ſich
der Landesverband gegen die vollſtändige Sonn-
tagsruhe im Handelsgewerbe aus. Als äußerſtes
Zugeſtändnis betrachtet der Verband die Beſchränkung der
Sonntagsverkaufszeit auf drei Stunden gegen fünf bisher.
Außerdem verlangt er die Freigabe der letzten drei Sonntage
im bisherigen Umfange. Entgegen den Handlungsgehilfen-
vereinen wünſchen die Prinzipale die Regelung der Sonntags
ruhe durch Reichsgeſetz und nicht durch ortspolizeiliche Be
ſtimmungen.

Die Rabattſparvereine ſind reaktionäre wirtſchaftliche Ge
bilde, von ihnen iſt eine verſtändnisvolle Beurteilung ſozial-
politiſcher Fortſchritte nicht zu erwarten. Die ſo viel verläſter
ten Konſumvereine ſind in dieſer Beziehung viel weitblickender,
wie ihre Einrichtungen beweiſen. Die Unterſtützung der Kon
ſumvereine durch die Arbeiterſchaft bedeutet daher auch eine
praktiſche Förderung der Arbeiterſchutzpolitik.

Die Sachſengänger.
Der Legitimationszwang der ausländiſchen Arbeiter, der bei

allen völkerrechtlichen Beſtimmungen zum Hohn auf Drängen
der Agrarier von der preußiſchen Regierung eingeführt
wurde, beginnt jetzt denſelben Agrar iern unbequem zu
werden. Gehorſam, wie es ſich geziemt, hat nun der preußiſche
Miniſter eine Mil derung der Beſtimmungen eintreten
laſſen und an die Oberpräſidenten folgenden Erlaß geſchickt:

Bei dem Erlaß der Vorſchrift, daß über die Oſtgrenze ge
kommene ausländiſche Arbeiter nach dem 1. Mai jedes Jahres
an der Arbeitsſtätte nicht mehr legitimiert werden dürfen, iſt
der Gedanke maßgebend geweſen, daß bei ſolchen Arbeitern,
wenn ſie ſich erſt nach dem genannten Termin, ohne im Beſitz
einer Legitimationskarte zu ſein, im Jnland eine Arbeits-
ſtelle ſuchen, der dringende Verdacht der Kontraktbrüchigkeit
vorliege. Dementſprechend kann eine Ausnahme von dem Ver-
bot nur dann zugeſtanden werden, wenn jeder Verdacht fort
fällt. Dies iſt der Fall, wenn poſitiv nachgewieſen werden
kann, daß der betreffende Arbeiter nicht kontraktbrüchig ge
weſen iſt, zum Beiſpiel weil Beweiſe für ſeinen Zuzug direkt
aus dem Auslande her vorliegen, oder weil ſeine Anwerbung
im Auslande dargetan wird. Ferner kann aber füglich der
Verdacht auch dann als entkräftet angeſehen werden, wenn der
in Betracht kommende Arbeitgeber ſeiner ganzen Perſönlichkeit
nach und auf Grund der bisher mit ihm hinſichtlich der Beſchäf
tigung ausländiſcher Arbeiter gemachten Erfahrungen die Ge
währ dafür bietet, daß er nicht etwa, ſei es bewußt, ſei es
fahrläſſig, anderweit kontraktbrüchige Arbeiter bei ſich be
ſchäftigen wird. Die Entſcheidung darüber, ob die Legiti-
mierung der fraglichen Arbeiter an der Arbeitsſtätte nach dem
1. Mai ausnahmsweiſe zuzulaſſen iſt, wird hierdurch für die
Zukunft dem für die betreffende Arbeitsſtätte zuſtändigen
Land rat übertragen, welcher ihr die vorſtehend bezeichneten
Geſichtspunkte zugrunde zu legen hat. Die ſchriftliche Ge
nehmigung des Landrats, die den Arbeiter und den Arbeitgeber
zu bezeichnen hat, iſt dem bei den Organen der Feldarbeiter
zentralſtelle zu ſtellenden Antrag der Polizeibehörde auf Legi-
timierung an der Arbeitsſtätte beizufügen. An die Stelle des
Landrats treten dann in den kreisfreien Städten und
in den ſelbſtändigen Städten der Proving Hannover
die königlichen Polizei Verwaltungen und, wo dieſe
nicht vorhanden ſind, die kommunalen Polizeiverwaltungen.
Die Feldarbeiterzentralſtelle iſt mit entſprechender Anweiſung
verſehen.

Wer ſich alſo mit dem Herrn Landrat gut ſteht, kann auch
ſolche Ausländer während des ganzen Sommers einſtellen, die
nach dem 1. Mai nach Preußen kommen. Beweiſe dafür, daß
der Arbeiter wirklich direkt vom Ausland kommt, ſind nicht
nötig, wenn der Herr Arbeitgeber ſeiner ganzen Perſönlichkeit
nach nicht verdächtig iſt. Beim Rittergutsbeſitzer wird das

-Loewendahls.
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nmer zutreffen; ein Zweifel iſt bei dieſen Herren über
nicht erlaubt. Jntereſſant an der ganzen Geſchichte iſt, daß nach
ſo kurzer Zeit ſchon ſolche einſchneidenden Aenderungen an
dem Erlaß vorgenommen werden müſſen. Ein Veweis dafür,
daß alle Zwangsmaßregeln den Agrariern die nötigen Ar
beitskräfte nicht verſchaffen können.

Zeit, 11. Juli. Wirkliche und vermeintliche
Wahlrechtsdemonſtranten waren vom hieſigen
Schöffengericht mit Freiheitsſtrafen von einer Woche Haft bis
einem Monat Gefängnis belegt worden. Der Staatsanwalt
S als auch die Angeklagten hatten Berufung r
Die Verhandlung fand heute vor der Berufungskammer in
Naumburg ſtatt. Die Verteidigung führt echtsanwalt
Müller- Halle. Der Tatbeſtand iſt folgender: Am 13. Fe
bruar d. J. hatte eine Wahlrechtsverſammlung ſtattgefunden.
Die Verſammlungsbeſucher waren nach der Verſammlung unter
Hochrufen und T n der Marſeillaiſe über den Altmarkt
gezogen. Aus dem Rathauſe war plötzlich ein Kommando
Poliziſten hervorgeſtürmt. Der Kommandoführer forderte zum
Auseinandergehen auf. Die Polizei ging recht eilig mit Ver-
haftungen vor. Ein Poliziſt ſoll eine Gruppe junger Leute
angefahren haben: „Jhr Lauſejungens könnt auch zu
Hauſe bleiben!“ Hierauf bemerkte einer der jungen Leute,
Schmidt: „Das wird immer hübſcher, jetzt ſchimpft uns die
Polizei Lauſejungen.“ Er hatte den Satz kaum geſprochen, da
war er ſchon am Kragen gepackt und arretiert. Wegen dieſer
Schnelligkeit wußte er gar nicht recht, wie ihm geſchah und
ſträubte ſich gegen dieſe unſanfte zufaſſende Poliziſtenfäuſte.

Daraus konſtruierte die Anklage „Widerſtand“ und „Be-
amtenbeleidigung“, weil die Beamten unter Eid ausgeſagt,daß die Geußerrng Schmidts gelautet habe: „Die Polizei ſind

Lauſejungen!“ Ein anderer Angeklagter, Kämpfe, war von
Kuhndorf kommend über den Altmarkt gegangen und begegnete
dort zwei Poliziſten, die einen Mann transportierten. Zu
dieſem ſagte er: „Laß dich doch nicht herumzerren“, und hatte
ihn dabei am Aermel gezupft. Flugs war auch er von zwei
Poliziſten gepackt und wurde im Trabe ins Rathaus e en.
Er hatte dieſen Trab nicht mitmachen wollen der „Wider-
ſtand“ und verſuchte Gefangenenbefreiuung“ war fertig. Zwei
weitere Angeklagte, Heller und Lehmann, hatten Wahl
recht shochs ausgebracht und „Pfui“ gerufen.

Das Schöffengericht hatte Schmidt zu einem Monat, Kämpfe
zu drei Wochen Gefängnis und Heller ſowie Lehmann zu je
einer Woche Haft verurteilt „da Geldſtrafe nicht angebracht
erſcheine“'. Dieſe Beſtrafung war dem Staatsanwalt noch
nicht hoch genug. Er begründet ſeine Berufung damit, daß
die Polizeibeamten auf ihren exponierten Poſten beſonders
geſchützt werden müßten und beantragt gegen den kaum
16 jährigen Schmidt zwei Monate Gefängnis und gegen
Heller und Lehmann zwei Wochen Haft. Die objektiven
Darlegungen des Verteidigers widerlegten zwar die Argu-
mente des Staatsanwalts, veranlaßten aber das Gericht nicht,
das Urteil des Schöffengerichts abzuändern. Die Berufung
des Staatsanwalts, als auch die Berufung der Angeklagten
wurde verworfen.

Das Gericht ſah als erwieſen an, daß bezüglich der Beamten-
beleidigung Schmidt die Aeußerung getan habe: „Die Polizei
ſchimpft uns Lauſejungen“, er habe aber ſicher im Anſchluß
hieran auch die Aeußerung getan: „Die Polizei ſind Lauſe-
jungen.“ Wie die Polizeibeamten unter Eid bekundet. So
iſt der Entlaſtungsbeweis erbracht, aber eine Beleidigung hat
der Angeklagte doch noch ausgeſprochen.

Bei der Firma O. Lippoldt in Kayna ſind,
nachdem alle Verhandlungen geſcheitert, die zwei dort beſchäf-
tigten Bildhauer in Streik getreten, da ſn L. hartnäckig an
den mittelalterlichen Zuſtänden, die in ſeinem Geſchäft herr-
ſchen, unbedingt feſtzuhalten gedenkt. Die Forderungen der
Gehilfen: Einführung der 95 ſtündigen Arbeitszeit, 10 Proz.

Waſchgelegenheit und Schrank zum Aufbe-
wahren der Kleider, wurden mit Hohngelächter n
Selbſt der Obmann des Bildhauervereins wurde bei ſeinen
Vermittlungsverſuchen einfach aufs Pflaſter geſetzt und tags
darauf glaubte Herr L. noch ein Beſonderes tun zu müſſen,
indem er ſich äußerte: „Wenn Jhr mir noch einmal den Plage-
geiſt auf den Hals hetzt, dann fliegt er beim erſten Wort zur
Türe naus!“ Von den anderen vielen Uebelſtänden, die bei
Herrn L. herrſchen, wollen wir gern ſchweigen, jedoch möchten
wir ihn bitten, ſich über das Geſetz betr. Beſchäftigung jugend-
licher Lehrlinge etwas näher zu orientieren, andernfalls auch
an dieſer Stelle eingehend darüber geſprochen wird.

Leider hat ſich ein Arbeitswilliger gefunden, ein gewiſſer
Uhlig aus Dittersdorf im Erzgebirge. Wer ſich, nachdem ihm
eine andere Stellung angeboten, Fahrgeld nach dort uſw., trotz
eindringlicher Ermahnungen dennoch dazu hergibt, ſeinen Be
rufsangehörigen in den Rücken zu fallen, der iſt nicht zu ver
ſtehen. Die Einwohnerſchaft von Kayna wird ſich hieraus ihr
Urteil ſelbſt bilden.

Freibank. Am Mittwoch rohes Rindfleiſch, Pfund
80 g. am Donnerstag und Freitag dasſelbe zu 830 und 85Pfennig, weiter am Freitag noch rohes Rindfleiſch zu 45 Pfg.

Selbſtmord eines Obertelegraphenſekre-
tärs. Erſchoſſen aufgefunden wurde vorgeſtern nachmittag
gegen 6 Uhr bei der Rasberger Feldſcheune der Obertele-

haupt grardenſegre r e von hier. Die bürgerliche Preſſe fügt
inzu, daß den Unglücklichen, der ſich großer Achtung erfreute,

ein Nervenleiden in den Tod getrieben haben dürfte.
rrr 11. Juli. Jn der letzten Gemeindevertreter-

ſitzung gab der Gemeindevorſteher bekannt, daß die Rechnungs-
bücher ſämtlich revidiert und in Ordnung geweſen ſeien. Mitge
teilt wurde, daß das Belgerſche Haus noch zu Weißenfels kommt.
Von den Hausbeſitzern Krehſchmar, Böttcher, Schmidt und Zim
merling wurde der Antrag geſtellt, Langendorf zu kanaliſieren.
Der Antrag wurde angenommen.

Theißen, 12. Juli. Lohnabzüge und Ueberſtunden. Eine
roße Nachfrage nach Fliegenfängern ſcheint hier bei der Firma

Plöttner Franke vorhanden zu ſein, denn das deren
unweſen treibt ſeine ſchönſten Blüten. Die Erfahrung efgt ja
daß das Unternehmertum ſtets beſtrebt iſt, den Arbeitstag ſo vie
wie möglich zu verlängern, um dadurch den Lohn für das geleiſtete
Stück Arbeit reduzieren zu können. So ſollte es auch hier ſein.
Ein Lohnabzug von 5 Pfg. wurde den Arbeiterinnen angekündigt.
Als dieſelben daraufhin die Arbeit einmütig verlaſſen wollten,

laubte der Prokuriſt, Herr Kutzner, als Retter für die bedrängte
irma einſpringen zu müſſen und verſperrte die Ausgänge der

Fabrik. Auch drohte er, die Hälfte des verdienten Lohnes abzu
ziehen als Schadenerſatz. Ein netter Gedanke! Aber auch dieſer
konnte die reſpektwidrigen Proletarierinnen nicht davon abhalten,
für ihr Recht einzutreten. Und ſo unterblieb auch der geplante
Lohnabzug.

Merfeburg, 12. Juli. Der durchſchnittliche Jahres-
arbeitsverdienſt der in der Land und Forſtwirtſchaft be
ſchäftigten Perſonen und der ortsübliche Tagelohn der gewöhn
lichen Tagearbeiter im Kreiſe Merſeburg iſt vom Regierungs
präſidenten wie folgt feſtgeſetzt worden Der Jahresarbeitsverdienſt
der Landarbeiter beträgt: J. Für die Städte Merſeburg, Schkeuditz,
Lützen, Schafſtädt und Lauchſtädt für männliche über 16 Jahre
alte Perſonen 750 Witk. für weibliche 375 Mk. für männliche
unter 16 Jahren 360 Mk. für weibliche 300 Mk. II. Für alle
übrigen Ortſchaften des Kreiſes: Für männliche über 16 Jahre
alte Perſonen 600 Mk., ſür weibliche 360 Mk., für männliche
unter 16 Jahren 330 Mk., für weibliche 300 Mk.

Der ortsübliche Tagelohn gewöhnlicher Tagearbeiter be
trägt in den oben genannten Städten e männliche über 16 Jahre
alte Perſonen 2,50 Mt., für weibliche 1,25 Mk., für männliche

Mk., für weibliche 1, Mk. Für alle
übrigen Ortſchaften des Kreiſes für männliche über 16 Jahre alte
Perſonen 2, Mk. für weibliche 1,20 Mk., für männliche unter
16 Jahren 1,10 Mk., für weibliche 1, Mk.

Die Feſtſetzungen für die Landarbeiter ſind bereits in Kraft
getreten, z diejenigen für die Tagearbeiter am 23. Auguſt
Gültigkeit erlangen. alle Arbeiter iſt es von Wichtigkeit, ſichdie ſeſtgeſepten ortsüblichen Löhne zu merken.

unter 16 Jahren 1

Gonna, 12. Aus dem Zuge geſtürzt. Voreinigen Tagen ſtürzte der Bergmann Karl Grimm von hier
zwiſchen hier und Rieſtedt aus dem Zuge. Es wird ange-
nommen, daß er die Station überfahren hat und aus dem
Zuge geſprungen iſt. Man fand ihn zwiſchen den Gleiſen mit
erheblichen Kopfverletzungen liegen. Die Bahnverwaltung
veranlaßte ſeine Ueberführung nach dem Krankenhauſe in
Sangerhauſen.

Eckartsberga, 12. Juli. Ueberfahrenes Kind. Am
Sonnabend nachmittag wurde in der Nähe der Poſt ein drei-
jähriges Kind des Schneiders Löhnert überfahren. An den
e en der Verletzung iſt das Kind am andern Morgen ge
torben.

Sandersdorf, 11. Juli. Gemeindevertreter- Sitzung.
Die Glaſerarbeiten zum Gemeindehaus erhielt Glaſermeiſter
Werner Gier die Tiſchlerarbeiten B. Steche (Bitterfeld), die
Klempnerarbeiten Eiſenberg (Bitterfeld). Der Graben in der
h Straße ſoll ordnungsgemäß ausgehoben werden.

aut Beſchluß iſt den Anliegern bei Strafe ver e Abwäſſer
in denſelben abzuleiten. Das Geſuch des Haus ſitzervereins,
nach und nach einzelne Straßen zu kanaliſieren, wurde abgelehnt.

Um das Stauen des Waſſers im Brethelgraben zu ver-
mindern, ſoll der Durchfluß unter den Brücken vor den Fleiſcherſchen
und Nuckeltſchen Grundſtücken vergrößert werden. Dem Bei
tritt zum Krüppelfürſorgeverein für den Regierungsbezirk Merſe
burg mit einem Jahresbeitrag von 20 Mark wurde widerruflich
zugeſtimmt. Zum Armenpfleger wurde Fleiſcher ſen. gewählt.

Wolfen, 12. Juli. Unfall. Der Schloſſer Frauz Hoffmann
kam in der Anilinfabrik zu Falle und zog ſich den Bruch eines
Unterarms zu.

Bockwitz, 11. gan Fern h Verein rder letzten Mitglieder Verſammlung wurde be r den Dele-
gierten zum Kreistag aufzugeben, gegen die Einführung eines
wöchentlichen Beitrages von 10 f ſtimmen. Als Reichs
P agdidat ſoll Genoſſe Kleeis- e dem Kreistag empfohlen
werden.

Halberſtadt, 12. Juli. Eine große Schwindelei ge
lang einem Gauner auf dem Poſtamte. Er hatte beobachtet,
daß ein Kellnerlehrling den Auftrag erhalten hatte, auf dem
Poſtamt auf eine Poſtanweiſung Geld einzuzahlen. Jm

Schalterraum erkundigte er ſich laut, ob der Pikkolo des Hotels
dort wäre, dann er auf ihn zu, ſtellte ſich als Kriminal
beamter vor und forderte ihn auf, mit nach dem Polizeibureauzu kommen, da der Hundertmarkſchein, den er eingahſen ſollte,

gefälſcht ſei. Der Junge fiel auch richtig auf den Schwindel
herein, obgleich er gar keinen Hundertmarkſchein, ſondern nur
einen Fünfzigmarkſchein, einen Zwanzigmarkſchein und etwas
kleineres Geld mitbekommen hatte, händigte dem Gauner das
Geld aus und begleitete ihn bis nach dem Holzmarkt. Jn der
Heinrich-Julius-Straße ſagte der Schwindler zu dem Jungen,
er ſolle nur hier warten, er würde auf dem Kriminalbureau
die Sache gleich erledigen. Wer aber nicht wiederkam, war der
falſche Kriminalbeamte, ſo daß der Junge ſchließlich in ſein
Hotel zurückging und dem Beſitzer die Geſchichte, immer noch
im guten Glauben, erzählte. Der Gauner ſoll ein etwa
26 jähriger Mann von kleiner Statur ſein.

Allerlei.
Der Arbeiter-Radfahrerbund Solidarität

wird ſeinen Bundestag (den 8.) vom 6. bis 9 Auguſt in Frankfurt a. M. abhalten. Der Tagung geht ein großes Maſſen
und Volksfeſt im Palmengarten, der der Arbeiter

ſchaft bisher zu einer derartigen Veranſtaltung noch nie zur
Verfügung ſtand, voraus. Auf der Tagesordnung des Bundes
tages ſteht neben der üblichen Berichterſtattung u. a. ein
Referat des Bundesſyndikus über den Rechtsſchuß im Bund.
Das Jntereſſe für die Tagung zeigen die vielen Anträge, die
von den Ortsvereinen geſtellt worden ſind, und die bisher ſchon
ſehr zahlreich eingelaufenen Anmeldungen.

Die Krankheit der Frau v. Schönebeck-Weber
kann allzu ſchlimm nicht geweſen ſein. Der Zeit am Mon-
tag wird berichtet, daß der Aufenthalt der vielgenannten Dame
in dem Schlachtenſeer Privatſanatorium, in das ihr Gatte ſie
bringen will, nicht von langer Dauer ſein ſoll. Frau Webers
Befinden ſoll ſich ſo überraſchend gebeſſert haben, daß wie
wir er das Ehepaar damit rechnet, in Kürze eine Bade-
reiſe antreten zu können. Herr Weber iſt übrigens damit
beſchäftigt, unter Aſſiſtenz ſeines Rechtsanwalts Salzmann
in Allenſtein die 50 000 Mark Kaution „loszueiſen“, von denen
der Staatsanwalt bereits 25 000 Mark für die Gerichtskoſten
beſchlagnahmt hat. Wie es heißt, ſollen dieſe Bemühungen
wenigſtens bezüglich der reſtlichen 25 000 Mark nicht ganz
ausſichtslos ſein.

Hochwaſſer und Bergſtürze.
Jnfolge heftiger Gewitterregen in der Schweiz iſt an verſchie

denen Orten neuerdings ſchwerer Hochwaſſerſchaden einge-
treten. Es kamen Dammbrüche und Ueberſchwemmungen bei
Zell und Luzern vor. Der Bauernhof des Landwirts
Pättig wurde verſchüttet, wobei vier Perſonen, zwei Frauen
und zwei Kinder, umkamen und das geſamte Vieh zugrunde
ging.

Jn der geſamten Oſtſchwei z iſt neues Hochwaſſer einge
treten. Bei Winterthur ſind große Flächen überſchwemmt.
Die Bundesbahnen zwiſchen Winterthur und Singen ſind
unterbrochen.

Sonntag nachmittag ereignete ſich in der Ortſchaft Mühl
hauſen am Gießbach bei Heidelberg infolge der in
den letzten Tagen niedergegangenen Wolkenbrüche ein ge
waltiger Bergſturz. Eine Felswand in einer Länge von
150 Meter und einer Breite von 40 bis 50 Meter riß ſich los
und begrub drei Wohnhäuſer mit den dazu gehörigen
Stallungen und Scheunen unter ſich. Da die Bewohner vorher
ewarnt worden waren, ſind Menſchen nicht zu e
ommen. Viel Vieh wurdegetötet. An der Unglücks
ſtelle, die ein wüſtes Bild bietet, ſind weinende Frauen und
Kinder verſammelt, um aus den Trümmern zu retten, was zu
retten iſt. Viele Familien ſind obdachlos.

Giftige Pilze.
Nach dem GenuNeiſſe, 12. Juli.

ier der Sobotte, frau, derenweſter und Tochter ſowie die Bediennungsfrau r deren
Sohn ſchwer erkrankt. Die ſiebenjährige Tochter iſt bereits
geſtorben.

Opfer der amerikaniſchen Hitze.
Neuhyork, 12. Juli. Der vierte Tag der F7 Hitze

hat geſtern wieder acht Opfer gefordert. Ss iſt vorläufig
noch keine Aenderung der Witterung zu erwarten.

Untergang eines Dampfers.
Pillau, 11. Juli. Nach einer hier ſoeben eingetroffenen

Meldung iſt weſtlich der Fedderort-Tonne auf 54 Grad 38
Minuten Nord und 18 Grad 49,6 Minuten Oſt ein großer
Dampfer geſunken. Die Fiſcher, die das Wrak unter
gehen ſahen, waren bald mit ihren Booten zur Stelle, konnten
aber weder von der Beſatzung, noch von etwaigen Schiffsbooten
etwas bemerken.

eitz. den Reichstagswahlfonds:s r aus Staſchwitz, Extratour des Arbeiter Radmelt im
o

fahrer Vereins 3,70; Turnverein Göbitz n g Extratour

5,66 Mark eopoldt.
3 Arbeiter-Radfahrer- Verein

J Bitterfeld
(Mitglied des Arbeiter-Radfahrer-

Bundes Solidarität).
Sonntag den 17. Juli 1910 nachmittags 2/2 Uhr

im Reſtaurant Hohenzollern:

ſtr. ofſtiügsfet i Viervehe
rogramm: Nachmittags 3 Uhr Korſofahrt durch

W

die Stadt. Nachdem Konzert, Preisſchießen, Ring
Rechen, Verlooſung aller Art. achm. 5 Uhr: An
treten der Saglmannſchaft Kl.-Wittenberg.

Abends 7/3 Uhr:
Großer Feſt Ball mit doppelt beſetztem Orcheſter.

Abends 9 Uhr: Auftreten der Reigenfahrer (Herren
und Damen) ſowie der berühmten Kunſtfahrer und Auf
treten eines Einradfahrers. Abends 10 Uhr: Auftreten
der Saalmannſchaft Kl.-Wittenberg.

III
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Heiheutetz Aeinnaube Aunnnde s bohe

Montag den 18. Juli F KRöttGefiügelschiessen 2- Loeerehreere 4

mit Schmaus. Viktualiengeſchäft Umſtände
halber billig zu verkaufen. Off.Es ladet er u Senulee, unter V. 10 an die Exped. d. Bl.

Auktion Schlachtefest.

des früher

Angichtperfkarten empfiehlt die
T

rüh 8 Uhr: Wellfleiſch.

Paul Epper en Faerlagen,

„Arheitsmarkt.

Jeden Mittwoch
tto Becker, Kröllwitz.

Gr. Ulrichstrasse 9, Etage
Fortſetzung

Mittwoch den 13. Juli
früh 9--1, nachm. Z--7 UhrMontag den 18. Juli: Vorm. 9 Uhr: Gemein- (Ver Stellun uchtu g. e r Stock- u. Schlrmhüllen verlange die 8 Jucht

wird gebeten, daß ſich ſämtliche Mitglieder an der far qie Roise. Vakanzenpoſt“ Etzlingen 156.S Korſofahrt beteiligen. e eitketits. c r Ri er atte ar
Leiprigeretrasse 90. „auf Girlanden ſofort geſucht.

W 521 Se beſten eien H., auerHakulatur c lallesche bGenessenschatts-Drucherel. Be enpftehtt Aibrechſte ſerae

Schlachte- Fest
W

Autoklappstülhle, “etber in S 1070

faulenzer, mit und ohne Armlehne und t 1*

foldstühle, vit und ehne Lehre t. v.

Nuschaum.

fertige Kleider für alle Zweckec Loewendahls.
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Sieger Pilze ſind
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Jeder einzelne Würfel trägt,

wenn echt, meinen ötempel.

Warnung?“
im Schaufenster ein gelves plavat i nHeine ſtühelen ar u e un ung mee
Feine le ſue küechne Murle n ſcht t. it Meſſe dinn ghuln n n in

e Pſ. ufel-Kufferin gratisFüt 4 étüi ſolcher Cnſchlagpapiere

diher al

Knäusels Tafel-Kaiserin ist allerfeinster Molkerel-Butter-Ersatz (Margarine). Butterkünler
Der Nährwert ist der kolnsten, touersten Molxerel- Butter Jollständig gleich!

äintige v welche mein heute e verthute Itrin

ſb weiß der verr eshal

De E Klveri Knäusel.

gibt blendend welsso Wäsche, ers etzt
d e
Arbeit

Rasoenblelehe und spart
und Geld

Henkel Co., Düsseldorf,
aueh der, seit 34 vahren weltbekannten

Alleinige Fabrikanten:

Achtung! Achtung
Jch empfehle mich der Arbeiter-

ſchaft von Oſendorf u. Umgegend
zur Lieferung aller vorkommenden

Schuhmacherarhelten.
Liefere nur gute und ſaubere
Arbeit zu billigſten Preiſen.
Joenh Knöcdel, Schuhmacher
Osendorf, Nich Löſcheſtr. 7.

Xarispiritus
für die Reisse.

C. F. Ritter,
Leipzigerstrasse 90.

Waſſchgefäße,

Zelt,

In meinem Ausverkauf
finden Sie noch

Alnderwaugen, Sportwagen,

Kincdermöhel, Ruhnestühle

und alle anderen Holz- und Korhbwaren
zu ganz erstaunlich billigen Preisen.

Theodor Lühr,
Halie a S. Poststrasse 6.

dauerhaft und e größte Aus

wahl. Böttcherei Schülershof 1.

Richard Flemming,
Halle a. S., Schmeerſtraße 22

Optische Anstalt.Große u swahl, billigſte Preiſe!

Sangerhausen
Alten prima Rordh. Branntwein,

Ltr. 75 bei gr. Poſten billiger,
Liköre 1 empfiehlt

G. Wiebach, Deſtillation.
Neue Segeltuehschuhe,

gut und derb ſenrpege mit

S

S Eine ganze Armee

ar Koch „IBhr wiebadt,
ift großgezogen mit

denn derſelbe iſt ſehr wohl-I ſchmeckend, beſitzt höchſten Nähr-

R vert, beförd. d. Körperzunahmte,
W ſtärkt den Knochenbau, verhin-
dert die Kinderkrankheiten als:

e Rhachitis, Skrophuloſe 2c., da er

S die Ber B.

d a è k.
77 v

Jeigenen Nährſalzen und Phos-

andteile einer guten Kuh

Amilch mit den der Mutterwmilch

R vhaten vereint.

Apotheken, Kotentelwaregehandenugen m e den uotheken, Drogerien, Kolonialware 1 urg-durch Plakate kenntlichen Verkaufsſtellen. Seifert,, t. Günitnhers Zrauerei.
Zu haben in Tüten u. Paketen

Riemenlederſohlen, f. Männer,Frauen u. Kinder, billig bei
J. Sternticht, Alt. Markt I.
600000009900000000000

1 fast noue grüne Plüsch-
Garnitur, Trumeaux, Tlier-
schrank uſw. ſowie Schreifb-
tisch u. Büufett ſind veränder-
ungshalber sofort preiswert
zu verkaufen. Zu erfragen in
der Expedition ds. Blattes. Be
ſichtigung jederzeit.

in Mekon cerene

Henengaräerohe.

auch bei Selbstlieferung I
des Stoffes, unter Ga- V
rantie tadellosen Sitzes J
sowie sauberster Ver-
arbeitung empfiehlt sich

bestens

O. Prledrleh,
Pfälzerstr. 4.

Reparaturen u. Bügeln
prompt u. billig.

Wachgekäsve, Zraunvier,gr. Auswahl,

x Abraniungsgeschätte
N. eiſe, Göbenstr. I, p.

R Brikotts, Kohlen

[Weoimaſesson und oche

Kl. Ratfe Nr. 25
MeSte Ziedrette.

10 Stück 25 Pfg.

Wer probt der lobt.
Jn e zu haben. Fabrik: Fiſcherplan 3.

Geſchäfte Eröffnung
Einem geehrten Publikum beehre ich mich ergebenſt anzuzeigen,

Ecke Reil- und Kohlſchütterſtraßze
vis-à-vis der Infanteriekaſerne

ein Spezialgeſchäft in Butter, Eier,
Käſe und feinen Wurſtwaren

eröffnet habe. Jndem ich mich verpflichte, nur gute Waren zu
führen, bitte ich um gütigen Zufpruch.

daß ich

Hochachtungsvoll Otto Gieseler,

ſreoitonmeyer 7 Zannpraxis,
Leipzigerſtraße 8 (vis-a-vis der Ulrichskirche).

Atelier für modernen Zahn-Ersatz
mit und ohne Entfernung der Wurzeln.

Schmerzloſes Zahnziehen.
Kunſtvolle Plombierungen 2e.

Schoventste Behandlung. Mässige Preise. bequeme Zahiurgsbedtgrengen.

Telephon 3301.
D Ueber mein m Wlojen Verfahren e viele Anerkennungs-

chreiben im Atelier aus.

-CIGARETTELe STurk. Tabak-& garetten- Fabrik Kios“ o E. Robert Böhme, Dresden.

Gekrönte Häupter.
Zur Naturgeſchichte des Abſolutismus.Katharina II. von Rußland. ne iert geweſen.

Auguſt der Starke, Kurfürſt von Sach en. Konfis-
ziert geweſen.
Papſt Alexander VI.
Karl Leopold von Mecklenburg.
Ludwig XV. von Frankreich.
Vhilipp II. von Spanien.
Friedrich Wilhelm II. von Preußen.

einrich VII. von England.
liſabeth von Rußland.

10. Louis Ehilipp von Frankreich.
11. Papſt Julius II.12. Sigrth II. von Preufſzen.

aligula.
14. Ludwig XV. von Frankreich.
15. Wilhelm IV.wan der Schreckliche von Ruſtland.

erome, König von Weſtfalen.
18. Jſabella II. von Spanien.
19. Wilhelm II. von Heſſen.
20. Nero.
21. Karl I. von Englaud.
22. Karl Eugen von Württemberg.23. Rudolf Kaiſer von Deutſ land.
24. Chriſtian von Schweden.
25. Maria Thereſia von Oeſterreich.
26. Leopold II. von Belgien.

W Jedes Heft 20 Pf. W
Auch gebunden in 5 Bänden a Band 1.50 M.

Die e Harz 42/43.
Gesons ifts Ersnung J

Allen meinen werten Nachbarn, Parteigenossen, Freunden und Be-
kannten zur getl. Kenntnis, dass ich Halliorenstrasse Nr. 4

ein arbier- u. Rasiergeschaäft en habe.
Es wird mein eifrigstes Bestreben sein, meine werte Kundschaft,

sauber und zu ihrer grössten Zufriedenheit zu bedienen und bitte
um geneigten Zuspruch.

Hochachtungsvoll X r e
Halle a. S. Haliorensitr.

S Haararbeiten jeder Art werden sauber und billigst
angefertigt.

m.SS SWegweiser fär unsere einkaufenden Abonnenten.
W Unsern Lesern bei Bedarf zur Beachtung empfohlen. V Erscheint wöchentlich dreimnal.

5 Ecrscheint wöchentlich drelmal.

S See e eTisen- und Naniwaren
F. Lindenbahn, Königstr. S.

[Bettfedern, Betten
Herm. Baunmüller, Burgstr. 5.
Burkhardt, Gr. Märkerstr. 17.

Braueroien
nther, Halle a. S.

Richard Wolf, verläng. Königstr.

Aitr. Bernhardt, Gr. Ulrichstr. 46.

ſ Drogen ung Farben l
M. Rädler, Rannischestr. 2.

Ein- u. Verkausgeschäaäfte
F. Hennieke, Kl. Ulrichstr. 15.

Riserne Oeten
ſiristian GlIaser, Gr. Klausstr. 24.

F. Lindenhahn, Königstr. 8.

Myhar Kutschet, terten h [TPhotogranhische Moniers Weine u. Fruchtsäfte etc. 1
Ernst Seltmann, Merseburgerstr. 10. t klhan e et 87. r

z l. Bekleidg.-Gegenst. j. Art.
d Küchengerätez Kinderwagen

K. Kuckenburg, Rannischestr. 12. Fpeodor Lühbr, Leipzigerstr. 94.

Fahrräder u. Nähmaschinen
Henry Kleprig, Reilstr. 2.
ſFlelscherweister. Wurstfabriken

J. Klostermann, Advokatenweg 27.
Franz Kunze, Burgstr. 59.
ugust Hangold, Merseburger-

strasse 105.
Carl Laue, Körnerstrasse 34
Robert Schäfer, Königstr.
Otto Ulbricht, Bäckerstrasse I.

Gummiwaren
appenbach, Gr. Ulrichstr. 41.

Nandieiterwagen- Fabriken

eodor Lühr, Leipzigerstr. 94.

[Ronlgkuchen, Zuckerwaren t

füelcſeh o
Nuüte und Mützen

Kolonialwaren J
Franz Geyer, Gr. Brunnenstr. 32p.
Oskar IIäüder, Hallmarkt.
C. Lange sen., Kl. Ulrichstr. 26.
H. Ackermann, Merseburgerst. 61.

Leder handlungenFriedrich Flietner, Geiststr. 23.

N. Kade Sachf. Leipzigerstr. 9.Max Kün- el, Magdeburgerstr. 59.

Gr. Braubausstr.Paul Zie Feko Leipri grste,

Weiss Woll/ Tapisserie
Franz Bamme, Iindenstr. 58.

Fichard Schröder hen u.

Sohneiderei-Bedartsartikel]

F. C. WiScell, Rarttuatrll. gI. Zengerüne, Min. 3.

Spedit:on, Biöeltaausport 7 ſ 4 9 y Neue Promenade I6,7 T J Il el vis-à-vis Leipz. Turm.
O. Kästner Go., Brunoswarte 36.
Wilk. Nüller, Brumenstr. 55. igarrenhandiungen

[KAatee, Kakao, Tee Herm. Sehmidt, Geiststr. 23. F. Soldmann, Lönigstrasse 856.
Vhren- u. Gold waren Schubert, William, Zigarren und

C. O. Büsch, Leipzigerstr. 5l. Beinen und Wäsche
Erngtöchse, Leipzigerstr. 95. Rob. Steinmetz, Leipzigerstr. 8.

Möbel-Magazine
Kartonagen i en elW. Schmeil, Jakobstr. 60.

Schulartikel, L st. Idt tr. 15Friedrich Hofmanl, u 23. 2nlins Wiodemm ann, Sehmeergtr

Robert Koch, eAmmendorfAlbert Mennicke, Gr. wroinger, 62

J Schüäfer, Leipzigerstr. 92.
MWeiss, Kleinschmieden 6.

r Probsthayn, Hettt. -Rein. Ingr.
W. Wünscher, Schuhwaren.S Heldungen bezllellch Aufnahme In den Veswelger nimmt le Expedltlon Harz 42,/43 entgegen.

aarkh Rab. JIan er. Druck der Halleſch. Genoſenſch,-Buchdruck, E. G. m. b. H. Berleger.: vorm. Aug. Gr o. iett A. Rähnig. Sämtl. j. Halle g. S

F. vd Kuüuſels Tufel-Kuhſerin n J
g, welche ihre bismen umgetvorsi ch beim an
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